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I

Einleitung

Mit Wirkung vom 01.01.1965 wurde der Befehl 22/64 des Mi­
nisters des Innern erlassen. Darin wurden die Aufgaben der 
Abteilungen Kriminalpolizei (K) innerhalb der Deutschen 
Volkspolizei neu formuliert und eine Strukturveränderung 
vorgenommen.
Heu in der Struktur war die Bildung einer Abteilung II in 
der Hauptabteilung K des Ministeriums des Innern (MdI), 
eines Dezernates II in den Bezirksbehörden der Deutschen 
Volkspolizei (BDVP) und von Kommissariaten II, als direkt 
dem Dezernat II unterstellte Diensteinheiten für den Be­
reich von jeweils mehreren Volkspolizeikreisämtern. «

Im gegenseitigen Einvernehmen des Ministers für Staatssi­
cherheit und des Ministers des Innern wurde ein Offizier 
des Ministeriums für Staatssicherheit als Leiter des Dezer­
nates II eingesetzt. Es wurden somit die Voraussetzungen 
für eine höhere Qualität des politisch-operativen Zusammen­
wirkens des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) mit der 
Deutschen Volkspolizei (DVP) geschaffen, die Grundlage für 
eine einheitliche, koordinierte und komplexe Untersuchungs­
führung bei der Bearbeitung von Verbrechen gelegt.
Unter Anwendung der bewährten Untersuchungsmethoden des MfS 
in den Dezernaten II, sind die Voraussetzungen geschaffen, 
Materialien für die politisch-operative Arbeit des MfS aus 
den Untersuchungsverfahren zu erarbeiten.
In der Aufgabenstellung des Befehls 22/64 des Ministers des 
Innern heißt es dazu:

"Die Abteilung Kriminalpolizei hat ihre Tätig­
keit in komplexer Arbeitsweise mit anderen 
Rechtspflegeorganen ... zu organisieren und An­
griffe auf die Grundlagen des Staates und die 
staatliche Sicherheit in enger Zusammenarbeit mit 
den Organen des MfS zu verhindern, abzuwehren und 
aufzuklären." (l) Kopie KStU AR 3



II

Diese Aufgabenstellung erfordert, die sozialistische Ge­
meinschaftsarbeit, als wirksamste Fora der gesellschaft­
lichen Arbeit in Sozialismus, zu verwirklichen* Es wurden 
die Parteibeschlüsse auf die konkreten Arbeitsbedingungen 
der Sicherheitsorgane angewandt und es ist die Aufgabe der 
Dezernatsleiter II, diese Form der sozialistischen Gemein­
schaftsarbeit mit Hilfe der Parteiorganisation weiterzu­
entwickeln, stabil und vertrauensvoll zu gestalten und ihr 
immer mehr sozialistischen Charakter zu geben.
Ziel der Arbeit ist es, das politisch-operative Zusammen­
wirken in seinem gegenwärtigen Zustand zu untersuchen und 
dabei zu erarbeiten, welche Möglichkeiten sich durch die 
Arbeit der Dezernate II für die politisch—operative Arbeit 
des UfS ergeben und r/ie die Ergebnisse der Arbeit der Dezer­
nate II für die politisch-operative Arbeit des LIfS genutzt 
werden können«

Die Arbeit soll nicht all s. Aspekte des politisch-operativen 
Zusammenwirkens des HfS mit der DY? behandeln. Deshalb wird 
sie auf die Höflichkeiten bei ungesetzlichen Grenzübertrix- 
ten vom Standpunkt 1er Untersuchungsorgane beschränkt.
Im Befehl 22/64 des Ministers des Innern ist festgelegt, daß 
die Dezernate II (in diesen Begriff werden die Kommissariate 
II einbezogen) u.a. für die Bearbeitung ungesetzlicher Grenz­
übertritte verantwortlich sind, soweit nicht das Yorliegen 
eines Staatsverbrechens oder andere Gründe eine Bearbeitung 
durch die Organe des MfS notwendig machen.

Die Arbeit e.-thält Untersuchungen und Verallgemeinerungen ei­
nes Bezirkes, der keine Staatsgrenze West in seinem Territo­
rium hax, aber in dem doch Besonderheiten eine wesentliche 
Holle spielen.
Diese Besonderheiten ergeben sich daraus, daß der Bezirk mit 
einem Teil seines Territoriums zum Randgebiet der Hauptstadt 
der DDR gehört und hier aas Problem der "Grenzgänger” vor
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den Schließen der Staatsgrenze eine große Holle spielte.
Das Arbeiten und der häufige Aufenthalt in Westberlin wirk­
te sich bei einen Teil dieser Bürger politisch-ideologisch 
so negativ aus, daß sie heute noch Träger dieser negativen 
Einstellung sind* Sie erhielten dadurch Verbindungen, die 
heute noch aufrechterhalten werden* Gerade derartige Ver­
bindungen, teilweise durch persönliche Treffen oder 
schriftlich aufrechterhalten, werden benutzt, un Schleusun­
gen von DD2-Bürgern vorzubereiten bzw. sie zun ungesetzli­
chen Grenzubertritt zu veranlassen*

Nicht behandelt werden sollen in diesen Zusannenhang die wei­
teren vielfältigen Möglichkeiten der Feindtätigkeit, die sich 
aus -er Xontaktpol?tik bzw. der I/vge des besonderen Territo­
riums Westberlin ergeben.

Die Arbeit wurde in einer Zeit verfaßt, in der das neue 
sozialistische Strafgesetzbuch verabschiedet wurde und das 
alte Strafgesetzbuch noch in Kraft war. Deshalb wurde für 
die Darlegungen die Terminologie des neuen Strafgesetzbuches 
verwandt.



Rolle des Dezernates II im Bereich eines Bezirkes 
ohne Staatsgrenze West bei der Bearbeitung unge­
setzlicher Grenzübertritte

Die Bedeutung der Bearbeitung ungesetzlicher Grenz­
übertritte durch die Dezernate II

Die Sicherung der Staatsgrenzen der DDR am 13.08«1961 
hat allen klargemacht, daß die Respektierung der Sou­
veränität der DDR eine allgemeine Norm des Völkerrechts 
ist, die auch für die DDR Gültigkeit hat.
Jeder Staat schützt und befestigt seine Grenzen so wie 
er es für erforderlich hält und jeder, der diese Grenze 
überschreiten will, muß die dafür erforderlichen Doku­
mente besitzen und vorweisen.
Jeder Angriff auf die Staatsgrenze ist geeignet, Grenz­
konflikte auszulösen und damit objektiv ein Bestandteil 
der organisierten staatsfeindlichen Politik der Bonner 
Ultras. Sr ist geeignet, die Sicherheit der DDR zu ge­
fährden und muß deshalb mit aller Konsequenz bekämpft 
werden.

Entsprechend dem Befehl 22/64 des Ministers des Innern 
auf der Grundlage der "Gemeinsamen Anweisung über die 
Bekämpfung von Angriffen gegen die Staatsgrenze der DDR” 
vom 01.07.1965 sind die Dezernate II für die Bearbei­
tung von Grenzverletzungen bzw. ungesetzlichen Grenz­
übertritten entsprechend § 8 Paßgesetz bzw. § 5 Paß- 
verorinvjg von Groß Berlin und ab 01.07.1968 § 213 StGB 
verantwortlich*
Auf der Grundlage der angeführten Anweisung sind die 
Untersuchungsorgane des MfS jederzeit berechtigt, der­
artige Ermittlungsverfahren in die eigene Bearbeitung zu 
übernehmen. Das wird insbesondere dann der Pall sein,



wenn es Hinweise auf das Vorliegen eines Staatsverbre­
chens nach §§ 96 ff StGB gibt, wenn Schleuserorganisa- 
tionen mitgewirkt haben, die Straftat unter Anwendung 
besonderer Mittel und Methoden erfolgte oder andere 
politisch-operative Interessen vorliegen.
Die Bedeutung dieser Straftaten, die auch in Befehl 
10/66 des Ministers für Staatssicherheit herausgestellt 
ist, gilt es unter Zuhilfenalime der Parteiorganisationen 
bei allen Mitarbeitern des Dezernates II und darüber 
hinaus bei allen Angehörigen der Kriminalpolizei zu klä­
ren und ihnen Klarheit über die Gefährlichkeit dieser 
Straftaten zu verschaffen.

In allen Partei- und dienstlichen Veranstaltungen muß der 
Dezernatsleiter II politisch-ideologisch dahingehend 
wirken, daß die Verfahren wegen ungesetzlichen Grenzüber­
tritts nicht unterschätzt, sondern entsprechend ihrer Be­
deutung bearbeitet werden.
Ständig muß sich der Dezernatsleiter II mit derartigen 
schädlichen Meinungen wie, daß die Verfahren wegen unge-_ 
setzlichen Grenzübertritts "nebenbei11 bearbeitet werden^! 
können, auseinandersetzen. Derartige Verfahren sind 
nicht, wie selbst von leitenden Offizieren der Abteilung 
K behauptet wird, leichte Verfahren, mit denen am Mo­
natsende die Aufklärungsquote erhöht werden kann. Umn"Quote zu machen, wollen einzelne Leiter der Abteilung 
K der Volkspolizeikreisämter diese Verfahren allein bis 
zum Abschluß bearbeiten und die Zuständigkeit des Dezer­
nates II übergehen. Sie gehen dabei davon aus, daß eine 
Beschuldigtenvernehmung des Täters bereits nach seiner 
Festnahme durchgeführt wurde. In dieser Vernehmung hat 
der Täter in den meisten Fällen das Vorhaben des ille­
galen Verlassens der DDR oder des Angriffes gegen die 
Staatsgrenze der DDR eingestanden, liach der oben darge­
legten Meinung ist bei solchen Verfahren "ja nur noch

Kopie b~:-AR 3
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der Schlußbericht zu fertigen und dann das Verfahren 
statistisch auszutragen1’.
Solche Meinungen gab es auch weitverbreitet unter den 
Kriminalisten des Dezernates II* Sie sind auch bis 
heute noch nicht restlos überwunden, da sie immer wie­
der mit solchen Bemerkungen: "Das Paßverfahren kann 
doch binnen zwei Tagen abgeschlossen werden*’, genährt 
werden«
Daraus resultierend ergab sich die Arbeitsweise, daß die 
Kommissariatsleiter den Sachbearbeitern, die z.B. Er­
mittlungsverfahren auf dem Gebiet der Kriminalität ge­
gen die Volkswirtschaft bearbeiteten, noch ein bis 
zwei Verfahren des ungesetzlichen Grenzübertritts über­
gaben. Dazu erhielt der Sachbearbeiter die direkte Wei­
sung, diese Verfahren !lnebenbei,?, auf Kosten der Bear­
beitungsfrist der schweren Kriminalität gegen die Volks­
wirtschaft, zum Abschluß zu bringen.

Wie sah und wie sieht ein solches Verfahren teilweise 
noch aus?
Mit Eingang des Ermittlungsverfahrens im Dezernat II 
wurde noch ein Vertreter des Kollektivs gewonnen, wurden 
noch ein bis zwei Zeugen vernommen und mit einer ''Each- 
vernehmung" zum Sachverhalt und der Abfassung eines 
Schlußberichtes wurde das Verfahren zum Abschluß gebracht.

Bei der tiefgründigen Untersuchung von 12 & der im 1. 
Halbjahr 1967 durch das Dezernat II bearbeiteten Verfah­
ren wegen ungesetzlichen Grenzübertritts wurde festge­
stellt, daß die Forderungen der Strafprozeßordnung 
(§ 101 Abs. 2 StPO - neu) nach der Erforschung der Ur­
sachen und Bedingungen der Straftat, den Beweggründen des 
Täters, der Art und Schwere der Schuld, seines Verhaltens 
vor und nach der Tat in be— und entlastender Hinsicht, 
noch x:icht genügend geklärt wurden.

Kopi® fcoiÜAR 3



Um zu prüfen, ob die getroffenen Feststellungen des
Akr^nstudiums real sind, wurden mit den straffällig
gewordenen Tätern, den Angehörigen und den Arbeitskol­
lektiven Aussprachen durchgeführt.
(Anlage l)

Dietfe Untersuchungen, die sich zusamaengefaßt mit
- der Erziehung der an Lebensjahren jungen 

Straftäter,
- dem Wirken der politisch-ideologischen Di­

version bei diesen Tätern und
- der Freizeitgestaltung der Straffälligen

befaßten, hatten zum Ergebnis:

1. In einzelnen Verfahren wurde nicht die erfolgte 
Erziehung der straffällig gewordenen jungen Bür­
ger gründlich untersucht.

2» In nur wenigen Fällen war in der Akte vom Unter­
suchungsorgan angefangen über den Staatsanwalt und 
das Gericht auf das Wirken der politisch-ideolo­
gischen Diversion eingegangen worden.

3. Das Einzelverfahren wurde auch nicht dazu genutzt, 
Bedingungen auszuräumen, die in der ungenügenden 
Sorge um die Jugend begründet lagen.

4. Bereits früher aus dem betreffenden Territorium oder 
Betrieb bearbeitete Verfahren wurden nicht im Zusam­
menhang betrachtet und nicht dahingehend untersucht, 
welche evtl. feindlichen Kräfte in beiden Fällen 
wirksam gewesen sind.

Kopi® BüiuAR 3
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Als Folge der angeführten UnterSchätzung der Verfahren 
wegen ungesetzlichen Grenzübertritts wurden z.3*, wie 
die Arbeits-Statistik der Abteilung K aussagt, nur bei 
22 i uer -räter Wohnungsdurchsuc-hungen durchgeführt. Rur 
sehr selten wurden Materialien gesichert, welche über 
die Planung und Vorbereitung der Straftat oder das Be­
stehen von Rückverbindungen bzw. Verbindungen zu negati­
ven Personen Aufschluß geben konnten.

Eine wesentliche Ursache für einen derartigen Idangel ist 
darin zu sehen, daß nur dort Wohnungsdurchsuchungen vor­
genommen wurden, wo die Straftat das Auffinden von Be~ 
weismaterial von Anfang an garantierte. War ein Krimina­
list als Sachbearbeiter "von sich aus gewillt, bei einem 
ungesetzlichen Grenzübertritt eine Wohnungsdurchsuchung 
durchzuführen, wurde ihm dies mit der Begründung abge­
lehnt: "Was wollen sie finden" oder “Haben sie den Ver­
dacht, daß er sich noch eines Diebstahls schuldig ge­
macht hat ”.
Auf Grund dessen wurde bei ungesetzlichen Grenzübertrit— 
ten lediglich dann eine Durchsuchung der Wohnung durch­
geführt, wenn der Beschuldigte in Verdacht stand, Dieb­
stähle begangen zu haben oder wenn es Hinweise auf einen 
evtl. Waffenbesitz gab.

An diesem Beispiel wird bewiesen, daß

- dis Untersuchung von Verfahren we~en ungesetz­
lichen Grenzübertritts nur am Rande durchge­
führt wird;

- diese Verfahren in ihrer Gefährlichkeit für 
die Sicherheit der Grenzen der DDR völlig 
untersehätzt werden;

- nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 
um tiefgründig zu untersuchen und die ange—

Kopie BStÜAR 3
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führte gemeinsame Anweisung durchzusetzen;
- große Reserven für die weitere politisch-ope­

rative Arbeit des MfS vorhanden sind.

Deshalb gilt es, durch den Leiter des Dezernates II zu
gewährleisten, daß:

1. mit Hilfe der Parteiorganisation sowie in Schu­
lungen, Besprechungen und in der individuellen 
Anleitung allen Mitarbeitern des Dezernates II 
die politischen Zusammenhänge zwischen feindli­
cher Strategie und Grenzprovokation bzw. unge­
setzlichem Grenzübertritt erklärt werden, damit 
diese die 3edeutung einer gründlichen und all­
umfassenden Bearbeitung dieser Delikte erkennen.

2. mit der Bearbeitung von ungesetzlichen Grenzüber­
tritten solche Mitarbeiter beauftragt werden, die 
politisch-ideologisch von der intensiven Bearbei­
tung dieses Deliktes überzeugt sind und die die 
Gefährlichkeit dieser Handlungen erkennen.

3. die Untersuchungsprinzipien, wie exakte, gründli­
che Untersuchungsplanung, Vernehmungsvorbereitung 
und -führung, Untersuchung und Auswertung der fest­
gestellten Ursachen und Bedingungen der Straftat, 
angewandt und alle im Verfahren notwendigen sowie 
möglichen strafprozessuale Maßnahmen (Durchsu­
chungen, Postkontrollen, Ermittlungen) und die 
ständige analytische Auswertung durchgeführt wer­
den.

4. Mit Hilfe der Pachabteilungen des MfS Vorträge 
und Aussprachen organisiert werden, worin den Mit- 
arbeitem der Dezernate II die Methoden des Gegners

Kopie >AR 3



(soweit es die Konspiration ermöglicht) er­
läutert und die Veröffentlichungen der Fachpres­
se verständlich gemacht werden*

Verfahrensweg, nachdem ein Täter an der Staatsgrenze 
gestellt wirrde

Bei der Darlegung des Verfahrensweges soll davon ausge­
gangen werden, daß der Täter bereits in das Versuchs- 
stadium in der Eandlungsdurchführung eingetreten ist. 

"Versuch liegt vor, wenn der Täter mit der 
vorsätzlichen Ausführung der Straftat beginnt, 
ohne sie zu vollenden." (2)

Es sollen nur die Versuchshandlungen berücksichtigt 
werden, bei denen der Täter den Heimatbezirk verlassen 
konnte, ohne daß es bereits dort zur Aufdeckung seines 
Vorhabens kam, und er sich in die Nähe der Staatsgrenze 
der DDR begeben hat.
Da der Täter in den meisten Fällen keinen beweiskräfti­
gen Grund für seinen Aufenthalt im Sperrgebiet oder dem 
daran anschließenden Gebiet hat, wird er sehr schnell 
den die Festnahme durchführenden Kräften sein Vorhaben 
eingestehen. Er wird daraufhin der Abteilung K des zu­
ständigen VPKA zugeführt.
Dort - und soweit sich dieser Ort mit dem Sitz eines 
Kommissariates II deckt - wird der Täxer von Kriminali­
sten des Grenzkommissariates II vernommen und dem Haft­
richter vorgeführt. Entsprechend der "Gemeinsamen Anwei­
sung über die Bekämpfung von Angriffen gegen die Staats­
grenze der DDR" vom 01.07*1965 ist sofort der Heimatkreis 
des Täters fernschriftlieh von der Festnahme zu benach­
richtigen. Kach Abschluß der erforderlichen ersten Maß­
nahmen ist die Duplikatakte an das für den Wohnort des 
Täters zuständige Dezernat bzw. Kommissariat II zu senden.

I Kopie BStÜ '
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Eine derartige Verfahrensweise gewährleistetr daß die 
Dezernate II des Heimatkreises sofort nach Eingang des 
Fernschreibens mit der Bearbeitung des Verfahrens be­
ginnen können.
Das Grenzkommissariat II soll in der Zeit, in der der 
Originalvorgang noch dort verbleibt (Haftbeschwerdefrist) 
mit dem Beschuldigten alle Fragen, die die Grenzsiche­
rung betreffen, klären.

Das Studium der übersandten Akten ergab, daß diese wich­
tige Forderung für die Sicherheit der Staatsgrenze nicht 
erfüllt wird. Hier ist es Aufgabe der Abteilung VII (RGS) 
des MfS in den Grenzbezirken, auf die Erfüllung dieser 
Forderung Einfluß zu nehmen, wie dies im Befehl 10/66 
des Ministers für Staatssicherheit, Durchführungsanwei­
sung 2fr. 1, Punkt 2.9., festgelegt ist.
Andererseits ist es Aufgabe der Dezernate II im Heimat- 
gebiet des Täters, diese Materialien zu erarbeiten, und 
sie, wie es die "Gemeinsame Anweisung11 und der Befehl 
10/66 ebenfalls verlangen, an die entsprechenden Grenz­
kreise zu senden.
Nachdem die Eafxbeschwerdefrist abgelaufer. ist, wird der 
Originalvorgang an die Dezernate II des Heimatgebietes 
übersandt und der Täter mittel Sammeltransport überführt.

Gefordert werden muß durch den Leiter des Dezernates II, 
daß bereits alle Maßnahmen, wie Hausdurchsuchungen, Aus­
sprachen im Kollektiv, Vernehmungen von Zeugen zur Per­
sönlichkeit des Täters, nach Eingang der ersten Meldung 
bzw. des Duplikatvcrganges durchgeführt werden. Nach Ein­
gang des Originalvorganges und des Täters sind dann die 
weiteren politisch-operativen Maßnahmen sowie Vernehmun­
gen durchzuführen. Ein sofortiges Reagieren mit Haus­
durchsuchungen, Postbeschlagnahme, Vernehmungen oder ande­
ren politisch-operativen Maßnahmen macht sich schon allein

(Kopie .
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aus den Prinzip der Beschleunigung der Bearbeitung 
erforderlich; aber auch daraus, daß der Beschuldigte 
unmittelbar nach der Einlieferung in die UHA den soge­
nannten Bingangsbrief schreibt, und er darin seine Ver­
wandten oder auch Helfer vom Nichtgelingen seines Vor­
habens in Kenntnis setzen kann und diese in die Lage 
versetzt werden, evtl. Beweise beiseite zu schaffen. 
Nach Eingang des Originalvorganges, was etwa 15 - 20 
Tage nach der Festnahme der Pall ist, haben solche 
obengenannte Maßnahmen oftmals keinen operativen Wert 
mehr.

1.3 Notwendigkeit der Spezialisierung der Kräfte auch im 
Bezirk ohne Staatsgrenze West

Bei der Bildung der Dezernate II wurden in den Bezirken 
mit Staatsgrenze ..est Grenzkommissariate II geschaffen. 
Sie bearbeiten alle in ihrem Einzugsbereich anfallenden 
Grenzverletzungen bzw. ungesetzlichen GrenzUbertritte im 
ersten Stadium. Danit erfolgt zwangsläufig eir.e Spezia­
lisierung und Qualifizierung der dort tätigen Kräfte.
In den Abteilungen X insgesamt kann sich eine spezia­
lisierte Linienarbeit aber nur positiv auf die Qualität 
auswirken.
Deshalb wurde in unserem Bezirk bereits Mitte 1966 damit 
begonnei., eine Arbeitsgruppe zu schaffen, die nur Grenz­
verletzungen bzw. ungesetzliche GrenzÜbertritte bearbei­
tet. Dazu wurden Kriminalisten ausgewählt, die nach ent­
sprechender Überprüfung 1-caderstrukturell die Garantie bo­
xen, aaß ihnen bestimmte Methoden zur Untersuchung und 
Bearbeitung derartiger Delikte anvertraut werden konnten. 
Diese spezialisiert zur Bearbeitung ungesetzlicher Grenz— 
Übertritte eingesetzten Kriminalisten werden ständig 
exa.ct angeleixet und mit Hilfe des ständigen Verbindungs­
offiziers der Untersuchungsabteilung des MfS geschult.
("Anlage il')
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Als Ergebnis einer solchen Methode ist festzustellen, 
daß sich die gesamte Untersuchungsarbeit und das poll 
tisch—operative Denken der Mitarbeiter des Dezernates 
II verbessert hat.
Es werden im Ergebnis dessen von den Mitarbeitern be­
reits Ursachen und Bedingungen der Straftat erforscht 
und Verbindungen der Täter aufgedeckt sowie andere 
politisch-operativ wichtige Materialien erarbeitet.

Aufgaben, die sich in einem Bezirk ohne Staatsgrenze 
.¥est zur Sicherung der Staatsgrenze der DDR ergeben

In der Präambel des Befehls 10/66 des Ministers für 
Staatssicherheit heißt es:

"Die Gewährleistung des zuverlässigen Schutzes 
der Staatsgrenze der DDR ... ist Schwerpunkt 
der politisch-operativen Tätigkeit aller Li­
nien und Diensteinheiten des MfS." (3)

Damit ist auch gesagt, daß es mit eine Aufgabe des Dezer— 
natsleiters II ist, im Zusammenwirken mit den operativen 
Diensteinheiten des MfS diesen Schwerpunkt zu lösen.
Der Dezernatsleiter II kann sich bei der Erfüllung der 
daraus entstehenden Aufgaben auf die bereits angeführte 
"Gemeinsame Anweisung" stützen und mit deren Hilfe den 
Befehl 10/66 in seinem Arbeitsgebiet durchsetzen

Die Dezernate II ohne Staatsgrenze West haben einmal 
die Aufgabe, aus allen Verfahren, bei denen der Täter 
nicht über das Vorbereitungsstadium kram, und er im eige­
nen Bezirk gest-llt wurde, die Hinweise zu erarbeiten, 
die für die RGS der Grenzbezirke von Wichtigkeit sind.



Solche Aufgaben sind die Aufklärung von

- Absichten, an welcher Stelle bzw. in welchem 
Gebiet die Staatsgrenze durchbrochen werden 
sollte;

- der beabsichtigten Anwendung von Mitteln und 
Methoden zur Überwindung der Grenzsicherungs- 
anlagen;

- eingeplanten Angriffen gegen die Grenzsicherungs- 
kräfte;

- bekannten Grenzgängern oder Schleusern im Grenz­
gebiet ;

- bekannten negativen Personen, die Hinweise zum 
Überwinden der Grenzsicherungsanlagen geben oder 
den Grenzverletzern bis zur Tatausführung Unter­
schlupf gewähren;

- Hinweise über Lücken im Grenzsicherungssystem bzw. 
Kontrollsystem, die dem Täter bekannt geworden 
sind, woraus seine Wahl gerade auf diesen Durch­
bruchsort fiel;

- Ausplaudern der Grenzsicherung und ihres Systems 
durch Angehörige der HYA—Grenze oder anderer Perso­
nen, denen es bekannt war;

- Verbindungen nach Westdeutschland oder Westberlin, 
von denen Tips über mögliche Durchbruchsorte gege­
ben werden;

- Anmarschwegen zum Grenzgebiet

und weiteren, sich aus den einzelnen Verfahren ergeben­
den Hinweisen«
Zum anderen hat das Dezernat II die obigen Hinweise an 
die HGS der Grenzbezirke zu geben, wenn ihre Erarbeitung 
im F e s t nahm e kr e i s nicht erfolgte oder wenn neue Tatsachen 
in der weiteren Bearbeitung bekannt wurden.



Eine weitere wesentliche Aufgabe ergibt sich aus dem 
Befehl 10/66 des Ministers für Staatssicherheit für 
die Dezernate II dahingehend, die Sicherung der Staats­
grenze dadurch mit zu gewährleisten, daß geplante Grenz­
durchbrüche und Grenzprovokationen rechtzeitig erkannt, 
aufgedeckt und bereits im Heimatgebiet des Täters ver­
eitelt werden.

Diese Aufgabe ist auch den Arbeitsgebieten I der Abtei­
lungen K der 3DVP gestellt. Sie ist in der Direktive 
3/67 des Ministers des Innern formuliert und vom Leiter 
der Abteilung I der Hauptabteilung K konkretisiert worden.

Im "Referat für die Arbeitsberatung mit den Dezernats­
leitern I - zu Problemen des rechtzeitigen Erkennens 
von Grenzverbrechen, deren Verhinderung, Aufdeckung und 
Aufklärung mit speziellen Mitteln und Methoden im Rah­
men des gestaffelten Systems der Grenzabsicherung” heißt 
es dazu:

" ... unter Einbeziehung aller Mittel und Metho­
den ist eine Tiefensicherung im gesamten Hin­
terland zu organisieren. Geplante und in Vor­
bereitung befindliche Grenzdurchbrüche sind 
rechtzeitig zu verhindern
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Möglichkeiten zur Erarbeitung von Material für die 
politisch—operative Arbeit des MfS durch das Dezer­
nat II der Abteilung K

1 Durch die Erforschung der Ursachen und Bedingungen 
ungesetzlicher Grenzübertritte

In der kriminalistischen Praxis bereitet die Erforschung 
und Aufdeckung der Ursachen und Bedingungen der Straftat 
immer wieder große Schwierigkeiten.
Ausgehend davon, daß Ursachen der Straftat: "solche Be­
dingungen in der Persönlichkeitsentwicklung des betref­
fenden Menschen und solche aktuellen Bedingungen seines 
Lebens, (sind) die die negative Vorstellungswelt oder 
das konkrete System negativer Einstellung erzeugten, 
aus der diese Entscheidung der Tat selbst erwachsen ist," 
und Bedingungen der Straftat: "solche Erscheinungen, die 
zwar nicht im obigen Sinne zur konkreten Entscheidung ge­
trieben haben, (sind) aber das Fassen einer solchen Ent­
scheidung ermöglichen bzw. ihre Formen bestimmen," (5) 
ist im Einzelverfahren die Erforschung der konkreten 
Faktoren dafür möglich.
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß der Täter für 
die Tat individuell verantwortlich ist, da er objektiv 
und subjektiv die Möglichkeit hatte, sich gesellschafts­
gemäß zu entscheiden.

Die Möglichkeit der Erarbeitung der Ursachen und Bedin­
gungen ergibt sich,indem folgende Probleme in der Unter- 
suchungstätigkeit beachtet werden:

- Bildung des Bewußtseinsprozesses;
- Art des Bewußtseins, Gewohnheiten und Vor­

stellungen von der sozialistischen Welt
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- woraus dieses Bewußtsein resultiert, was den 
Bewußtseinsbildungsprozeß begünstigt, beschleu­
nigt oder gehemmt hat;

- Wirken des Arbeits-, Lebens- und Wohnkollektivs 
auf den Täter und des Täters auf das Kollektiv;

- Wirken des 'alten, bürgerlichen Bewußtseins auf 
den Täter;

- negativer Einfluß anderer im Gebiet der DDE le­
bender Personen;

- Hemmnisse, die der sozialistischen Bewußtseins­
bildung entgegenwirkten;

- vorhandene Ungesetzlichkeiten;
- Vernachlässigungen der sozialistischen Wachsamkeit 

und Disziplin;
- Einfluß westlicher Püblikationsmittel und auf wel­

che Art erfolgte ihre Entgegennahme oder Einfuhr;
- Einfluß durch welche im kapitalistischen Ausland 

wohnende 3ürger - auf welche Art (persönlich, brief­
lich) ;

- Einfluß durch Hückkehrer oder Srstzuziehende;
- Konflikte zwischen oder im persönlichen, beruf­

lichen oder gesellschaftlichen Leben;
- Anlaß zur Begehung der Straftat,

Je nach dem konkreter* Pall sind dazu die Erziehung im 
Elternhaus oder Lebenskollektiv, die Freizeitgestaltung, 
das entwickelte geistig-kulturelle Leben, tiefgründiger 
zu untersuchen.
Es ist also zu klären, warum es zur Straftat kam und wel­
che objektive Realität auf das Bewußtsein des Täters ein­
gewirkt hat.

Dabei ist bei der Ursachenforschung weiter zu beachten, 
daß die ungesetzlichen Grenzübertritte oftmals durch 
junge Täter bega.^gen werden und in ihnen der.Einfluß zur
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Tat durch negative Einflüsse anderer Personen im Ge­
biet und außerhalb des Gebietes der DDR genährt bzw. 
überhaupt erst hervorgeruien wird. Diese im Hinter­
grund stehenden Personen zu erkennen und in ihrem Wir­
ken unschädlich zu machen, ergibt sich aus den Forde­
rungen, die u.a. auch die bereits genannten Befehle 
und Weisungen enthalten.

Da die Täter aus allen gesellschaftlichen Bereichen 
kommen, die die Interessen der operativen Dienstein­
heiten berühren, sind sie auch zu Problemen zu befra­
gen, die insgesamt für die operative Arbeit von Inter­
esse sind.
Es müssen solche Probleme wie:

- die Stimmung im Arbeits- oder Wohnkollektiv;
- der Erfüllung der Arbeitsnormen, die Arbeitsmoral, 

die Arbeitsbedingungen, Stockungen und Störungen 
im Arbeitsprozeß;

- Mißstände, Unzulänglichkeiten;
- Meinungen zu aktuellen politischen, militärischen, 

wirtschaftlichen Fragen;
- Einfluß der politisch-ideologischen Diversion;
- negative Kräfte in seinem Wirkungsbereich und 

ihr Wirken, konkret durch wen;
- negative Gruppen und Kreise, deren Rädelsführer 

und Mitglieder, deren Charakterisierung sowie kon­
krete strafbare Handlungen;

- Rowdytum, dessen Rädelsführer und Mitglieder sowie 
deren Handlungen

- Bestehen westlicher Kontakte

erarbeitet und die Materialien weitergeleitet werden.



Die Erarbeitung der Ursachen und Bedingungen des unge­
setzlichen Grenzübertritts hat große Bedeutung für die 
weitere politisch-operative Arbeit des MfS.
Es können aus ihrer Erarbeitung Schwerpunkte des Wirkens 
des Gegners erkannt, die Vorbereitung von Staatsverbre­
chen in Form des staatsfeindlichen Menschenhandels, der 
Spionagetätigkeit, des landesverräterischen Treuebruches
u.a. im Keime erstickt und Möglichkeiten für die offen­
sive Arbeit geschaffen 7/erden.
Hierin und damit in der Sicherung der DDR liegt der 
große Nutzeffekt der Erarbeitung solchen Materials für 
das MfS durch das Dezernat II.
Mit der Schaffung und der Übergabe dieses Materials, ob 
in der Form der Einzelinformation oder der Analyse, gibt 
das Dezernat II aes MfS die Möglichkeit, vorbeugend und 
verbrechensverhi^idern wirksam zu werden, wie es im Befehl 
10/66 gefordert wird und auch im Befehl 299/65 enthalten 
ist.

Aufgabe des Leiters des Dezernates II ist es deshalb:

- die Mixarbeiter des Dezernates II in Verbindung 
mit der Parteiorganisation über die Bedeutung 
der Untersuchung der Ursachen und Bedir-gungen 
der Straftaten aufzuklären und ihnen die Zu­
sammenhänge zur vorbeugenden Tätigkeit der Si- 
cherheitsorgane zu erläutern;

- den Mitarbeitern die Möglichkeiten zur Erarbei­
tung aufzuzeigen und ausgehend vom Einzelver­
fahren bereits im Untersuchungsplan die Erar­
beitung zu verlangen sowie die Erfüllung der ge- 
planxen Untersuchungshandlungen zu kontrollieren;

- durch die Durchsetzung der "Gemeinsamen Anwei­
sung über die Bearbeitung von Angriffen gegen 
die Staatsgrenze der DDR!* die 3efehle 
sters für Staatssicherheit in seinem 
bieT durchzusetzen.

des|S®FSs57
iufgf$§rüge-
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2.2 Schaffung von Material Über Verbindungen der Täter für 
die weitere politisch-operative Tätigkeit des MfS

Im Befehl 239/65 des Ministers für Staatssicherheit wird
u.a. festgelegt, daß durch die AIG alle Probleme des 
Menschenhandels, der Schleusungen und Rückverbindungen 
ausgewertet werden.

Ausgehend von der Tatsache, daß die vom Dezernat II be­
arbeiteten Täter, die sich der Straftat eines ungesetz­
lichen Grenzübertritts schuldig gemacht haben, oftmals 

4P aus Kreisen kommen, die wertvolle Hinweise über Rückver­
bindungen geben können, kommt es darauf an, diesen Pro­
blemen größere Beachtung zu schenken.
Die vom Dezernat II des Bezirkes für das Jahr 1967 gefer­
tigten Analysen über ungesetzliche Grenzübertritte 
(Anlage:. III und IV) sagen aus, daß die Straftaten in 
der Regel durch Vorbereitungshandlungen und in Einzelfäl­
len durch Gruppen begangen werden. Weiterhin sagen sie aus, 
daß 37 cb der Täter Verbindungen nach Westberlin und 
Westdeutschland unterhielten. Aus dem Charakter dieser 
Verbindungen und der Aufdeckung der Zusammenhänge zwi­
schen Straftat und Verbindung gibt es Material 

^  welches Rückschlüsse für die weitere politisch-operati­
ve Arbeit suläßt.

Deshalb sind solche Probleme wie:
— welche Personen er kannte, die vor ihm das 

Gebiet der JJR illegal verließen und welchen 
Kontakx er zu diese:; hatte,

— mit welchen westdeutschen oder Westberliner 
Bürger:: er Kontakt hatte, wie uieser ausge­
nommen wurde,

— ob er mit solchen Personen über Dritte Kon­
takt hatte,

Kopie 6StuAR 3
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- welchen Inhalt und Zweck der Kontakt hatte;
- wie der Kontakt zustande kam,
- was ihm bekannt war, wie diese Personen das 

Staatsgebiet der DDR verließen,
- durch welche Personen er zur Tat beeinflußt 

oder ermutigt wurde,
- wer im Staatsgebiet der DDR von seinem Vorha­

ben Kenntnis hatte,
- welche negativen oder feindlichen Kräfte, die 

ihren Sitz in der DDR haben, ihm bekannt sind, ,
- wer von ihm zur Durchführung der Tat ange­

sprochen wurde,
- wer unabhängig von ihm die Absicht hatte, eine 

solche Straftat zu begehen,

zu erarbeiten.
V/eleher politisch-operativer liutzen sich aus dem Vorhan­
densein solchen Materials ergibt, liegt offensichtlich 
auf der Hand, Es können sich hieraus wichtige Hinweise 
für die offensive Arbeit ergeben und neue Ausgangsmate­
rialien geschaffen werden. Zum anderen ist es möglich, 
geplante und vorbereitete ungesetzliche Grenzübertritte 
bereits in diesem Stadium zu vereiteln und den Täter 
von seinem Vorhaben abzuhalten.
Der Forderung zur Erarbeitung derartigen Materials wird 
im Dezernat II noch ungenügend Rechnung getragen. Die Ur­
sachen für diesen ilargel liegen in der Tatsache der vor­
handenen UnterSchätzung dieser Straftaten in ihrer Ge­
fährlichkeit und in der ungenügenden Durchsetzung der 
“Gemeinsamen Anweisung".

Es ist nicht in das Bewußtsein iedes Sachbearbeiters, der 
ungesetzliche Grenzübertritte bearbeitet, eingegangen, 
daß «ieie Grenzverletzung geeignet ist, die Sicherheit 
der DDR und der sozialistischen Staaten zu gefährden.

1 8 ?
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Durch die Spezialisierung der Kräfte im Dezernat II 
und die Schaffung von Arbeitsgruppen, die nur unge­
setzliche Grenzübertritte bearbeiten, sind die Dezer­
natsleiter in der Lage, darauf Einfluß zu nehmen und 
die Erarbeitung solchen Materials zu verlangen.

Auch der ständige Verbindungsoffizier des MfS muß zu 
dem verantwortlichen Arbeitsgruppenleiter des Dezerna­
tes II eine enge, kameradschaftliche Verbindung halten 
und ohne Reglementierung des Kriminalisten ständig auf 
die Untersuchung solcher wichtigen Prägen dringen.

Den Kriminalisten ist die Wichtigkeit derartiger 
Materialien und die Möglichkeit einer weiteren politisch- 
operativen Arbeit mit ihnen nicht bekannt. Sie verste­
hen nicht, daß aus einer Vernehmung oder einem Bericht 
über eine Verbindung und dem bis ins einzelne aufgeklär­
ten Charakter derselben wichtige operative Maßnahmen ab­
leitbar sind. Eine geforderte Vernehmung über das was 
sich der Verletzer der Staatsgrenze in Westdeutschland 
versprach, wer ihm dort evtl. weiterhelfen sollte bzw. 
wollte und wie der Kontakt zu dieser Person zustande kam 
oder in welcher Form er aufrechterhalten -wurde, stößt 
oftmals auf Unverständnis der Kriminalisten und wird 
deshalb nur sehr widerwillig gefertigt und als unnötig 
aufgewandte Zeit betrachtet.
Dadurch geht aber sehr wertvolles Llaterial verloren, und 
es muß auf sei^e Erarbeitung gedrungen werden.
Wichtige politisch-operative Ausgangsbasen für die Arbeit 
des IlfS können nicht genutzt werden und schaden damit der 
Sicherheit unseres Staates.
Deshalb muß die Forderung in Dezernat II auch soweit ge­
hen, daß Straftäter, die wegen anderer Delikte bearbei­
te* werden, auswertungsmäßig ausgenutzt werden, um Hin­
weise auf bestehende Rückverbindungen oder negative 
Gruppen ozw. Einzelpersonen sowie Angaben über geplante
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und vorbereitete ungesetzliche Grenzübertritte zu 
erhalten.

2.3 Durch die Erarbeitung von Material zum Erkennen und 
zur operativen Bearbeitung von Schleuserorganisatio- 
nen

Durch die Arbeit des MfS sind eine Reihe von Schleuser­
organisationen bekannt geworden. Sie wurden in ihrer 
Gefährlichkeit in Prozessen des Obersten Gerichts ent­
larvt, und ihr Wirken wird immer wieder in Verfahren, 
die bei den Untersuchungsabteilungen des MfS bearbeitet 
vrerden, festgestellt.
Daß dieses Wirken nicht aufgehört hat, ist jedem ver­
ständlich und auch den Kriminalisten des Dezernates II 
bekannt. Den notwendigen Weitblick, wie solche Hinweise 
in Einzelverfahren zu erarbeiten sind, müssen die Dezer­
nat sleiter II und andere Offiziere des MfS bei ihrer an­
leitenden Tätigkeit, wie sie auch in der Durchführungs­
bestimmung Nr. 1 zum Befehl 10/66 des Genossen Minister 
angewiesen ist, den Mitarbeitern des Dezernates II aner­
ziehen. Ihnen ist dabei zu erklären, daß sich z.B. hinter 
privaten Personen, Verwandten oder Bekannten des Täters 
oder wiederum deren Verbindungen Angehörige von Schleuser­
organisationen oder anderer feindlicher Organisationen ver­
berge:: können, daß schon allein aus diesen Erwägungen al­
le nach -estoerlin und v.'estdeutschland sowie in das 
kapitalistische Ausland bestehenden Verbindungen aufzu­
klären sind und über diese vom MfS das direkte Vorhan­
densein von Schleuserorganisationen festgestellt werden 
kann.
Gleichfalls ist ihnen zu erläutern, daß alle Verbindun­
gen des Täters im Gebiet der DDR zu negativen Einzelper- 
sone:, Gruppen, Erstzuziehenden und Rückkehrern sowie

, 'vCpft fcfStü 
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wiederum deren Verbindungen aufzuklären und zu erfas­
sen sind»
Die Erarbeitung von derartigen oder ähnlichen Materialien 
wurde in der Vergangenheit nur in wenigen Fällen vorge­
nommen. Deshalb ist sie durch den Dezernatsleiter II in 
jedem Falle zu verlangen und positive Beispiele, soweit 
es die Einhaltung der Konspiration ermöglicht, zu ver­
allgemeinern.

In einem Falle, in dem eine gründliche Hausdurchsuchung 
bei den Angehörigen eines Grenzverletzers durchgeführt 
wurde, führte die gewissenhafte Arbeit zum Erfolg. Der 
Sachbearbeiter des Dezernates II suchte nach Schrift­
stücken, aus aenen evtl. das Motiv der Tat bzw. der 
Durchbruchsort zu erkennen war. Er fand einen Brief, der 
beschlagnahmt wurde, der konkrete Angaben über eine 
erfolgte Ausschleusung enthält. Der Brief enthält dazu 
noch direkte Hinweise auf die Person des Schleusers. 
(Anlage V).

Durch die Erarbeitung von Material über die Begehungs­
weisen der Straftat

Die gründliche Untersuchung von Begehungsweisen des un­
gesetzlichen Grenzübertritts in allen Entwicklungsstadien 
läßt Schlüsse für die weitere politisch-operative Arbeit 
des HfS zu.
Der politisch—operative Nutzen liegt vor allem in der 
dadurch geschaffenen Möglichkeit, prophylaktisch wirksam 
werden zu können.

Für die Absicherung des unmittelbaren Grenzgebietes so­
wie des Hinterla;.j.es ist es wichtig zu untersuchen:
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- jegliche Verbindungsaufr.ahme zu westlichen 
Dienststellen, Organisationen oder Gruppen;

- die Gewinnung von Mittätern oder Gehilfen 
bzw. die Bildung von Gruppen;

- die geplanten Angriffe gegen die Grenzsiche­
rung und die dazu eingeplanten Mittel und 
Methoden;

-.die Anmarschwege zur Staatsgrenze in allen 
..möglichen Variationen;
- die Anwendung von konspirativen Methoden zur 

Abdeckung und Verschleierung des Vorhabens;
- die Organisierung und Durchführung des unge­

setzlichen Grenzübertritts mit Hilfe von Doku­
menten des grenzüberschreitenden Verkehrs, die 
Art und Umstände des Beschaffens dieser Doku­
mente ;

- die Vorbereitung von Schleusungen;
- die Kenntnis der Tat durch andere Personen 

und deren Reaktion.

Vorwiegend wird die Erarbeitung solchen Materials in 
Fern von Einzeliniormationen erfolgen. Es wird in der 
Hegel vom Dezernat II in Form von Vernehmungsprotokol- 
le:i oder Berichten aus den jeweiligen Einzelverfahren 
zu übergeben sein. Jedoch besteht auch die Möglichkeit, 
es in zusammengefaßfcen Berichten oder Analysen zu über­
gebt1!:. (Anlage VI)

Der größere politisch—operative Nutzeffekt liegt meines 
Erachtens in der ersi en Form, da eine unmittelbare Ar­
beit in Angriff genommen werden kann.
Die Kenntnis der Bege.iungsweisen und die Erkenntnis von 
wiederholten Arten gestattet den Einsatz der Mittel und 
Methoden des MfS5 um weitere Handlungen bereits im Vor­
bereit ungsstaaium aufz\vdecken•



Problematisch erscheint diese Präge bei 50 % der Täter, 
wie die Analyse des 1. Halbjahres 1967 aussagt, bei 
denen zwischen der Entschlußfassung und Tatausführung 
nur wenige Stunden liegen.
Anders dagegen bei den Tätern, wo die Seit bis zur Tat­
ausführung Tage und Lüonate beträgt. Dort zeigt sich, daß 
bei Grupper.tätern der Handlungsablauf wiederholt abge— 
sprachen wird, Werkzeuge beschafft und alle anderen Vor­
bereitungen getroffen werden. In diesen Pällen läßt sich 
der Einsatz inoffizieller Mitarbeiter organisieren und 
die evtl. Gruppe operativ bearbeiten.
Aus den ersten Pällen ergibt sich, daß alle IM allsei­
tig zu informieren sind und sie in der Auftragserfüllung 
selbständig, beweglich und wachsam sein müssen, um aus 
Gesprächen oder anderen Handlungen der Täter die Umset­
zung des Entschlusses in die Tat in Erfahrung zu bringen.

Jeder Täter, der wegen ungesetzlichen Grenzübertritts be­
arbeitet wird, muß weiter dazu gehört werden, von wel­
chen geplanten und vorbereiteten ungesetzlichen Grenz­
übertritten anderer Personen er Kenntnis erlangt hat.
Bei der Klärung dieser Präge ist auch davon auszugehen, 
daß dex- Täter sehr oft zu gleichgesinnten Personen Kon­
takt unterhält, und er in den meisten Pällen sein Vorha­
ben mit seinen Freunden oder Personen, deren negative 
Einstellung zu den gesellschaftlichen Verhältnissen in 
der DDR er kannte, durchgesprochen hat.

Die vom Dezernat II bearbeiteten Verfahren wegen voll­
endeten ungesetzlichen Grenzübertritts ergeben ebenfalls 
wertvolle Ausgangsmaterialien. Sie wurden bisher von der 
Abteilung IX nur einmal, und das oftmals zu Beginn der 
Bearbeitung, eiugeschätzt und analysiert. Das Ergebnis 
wurde auch den entsprechenden operativen Abteilungen mit- 
geteilt.



Als ein Mangel hat sich ergeben, daß diese Verfahren 
nicht bis zum Ende der Bearbeitung unter Kontrolle 
blieben und das letzte Ergebnis nicht den operativen 
Abteilungen bekannt wurde; aber das offizielle Er­
mittlungsverfahren auch nicht genutzt vrarde, um ope­
rative Prägen - ohne Dekonspiration - zu lösen.

Vollendete ungesetzliche Grenzübertritte sind aber ge­
rade für die politisch-operative Arbeit von besonderer 
Wichtigkeit, da sich in jedem Einzelfall die konkrete 
Feindtätigkeit zeigen kann. Es ergeben sich daraus poli- 
tisch-operative Rückschlüsse auf stattgefundene Schleu­
sungen, die Tätigkeit von Geheimdiensten oder anderer 
revanchistischer und militäristischer Verbände, Lücken 
im Grenzsicherungssystera oder unzuverlässige lersonen 
usw.

Erfahrungen des Bezirkes lehren, daß einige als Monteure 
in den ökonomischen Schwerpunktbetrieben tätige auslän­
dische Bürger Schleusungen vornehmen. Vor allem werden 
von diesen weibliche DDR-Bürger ausgeschleust, wobei die­
sen oftmals eine spätere Ehe versprochen wird, die sie 
dann nicht eingehen.
Aus dieser Tatsache ergeben sich wichtige Rückschlüsse 
auf die Qualität der Bearbeitung von Ermittlungsverfah­
ren aber auch für die operative Arbeit.

Um die Verfahren wegen vollendeten ungesetzlichen Grenz- 
übertrixts stärker unter Kontrolle zu bekommen, werden 
sie im Ergebnis der vorliegenden Arbeit für den gesamten 
Bezirk nur von einem Mitarbeiter des Dezernates II bear­
beitet. Dieser erhält während der gesamten Bearbeitungs— 
zeit eine exakte politische und fachliche Anleitung durch 
den Leiter des Dezernates II bzw. den ständigen Verbin­
dungsoffizier des MfS.
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Um zu garantieren, daß die sich aus dem Verfahren er­
gebenden Informationen richtig erarbeitet und ausge­
wertet werden und um gleichzeitig auf die Erhöhung der 
Qualität dieser Verfahren Einfluß nehmen zu können, ist 
es erforderlich, die vorläufige Einstellung des Verfah­
rens nur durch den Leiter des Dezernates II bzw. dessen 
Stellvertreter vornehmen zu lassen. Der verantwortliche 
Leiter hat dann die Pflicht, das Verfahren auf seine 
Vollständigkeit und Allseitigkeit zu überprüfen und die 
entsprechenden operativen Maßnahmen festzulegen.

Um alle Möglichkeiten für das MfS auszuschöpfen wird 
empfohlen, den Vorgang mit einer Meldung über:
- den Tatbestand,
- die vorhandenen operativen Merkmale,
- die bereits eingeleiteten Maßnahmen,
- den Ursprung des operativen Materials,
- wer voi. dem Material Kenntnis hat und 

wie er Kenntnis erlangte,
- weitere notwendige Mitteilungen für die

«operative Arbeit
über den Verbindungsoffizier der Abteilung IX an die zu­
ständige operative Abteilung zu geben. Dort sollte vor 
Abschluß des Verfahrens auf Grund der Kenntnis aller ope­
rativen Belange letztmalig geprüft werden, ob sich unter 
Ausnutzung des Ermittlungsverfahrens weitere Möglichkei­
ten der Erarbeitung operativer Ausgangsmaterialien erge­
ben bzw. ob in der Meldung alle operativ wichtigen Hinwei­
se enthalten sind. Danach sollte das Verfahren zur ab­
schließender: Bearbeitung an das Dezernat II zurückgegeben 
werden.



Die Gestaltung der Zusammenarbeit zwischen den MfS 
und dem Dezernat II _____________________________

Der Informationsweg vom Dezernat II zur Bezirksver— 
waltung des LlfS_________________ ____________________

Informationen sind vom Dezernax II, wie unter 2. darge­
legt, aus fsst allen Ernittlungsverl'ahren zu erhalten 
und auch an das MfS zu geben. Es handelt sich vor allem 
um EinzelInformationen aber auch um Analysen, die für 
die weitere politisch-operative Arbeit von Bedeutung sind« 
(Anlage VII)
Um den richtigen Informationsfluß zu gewährleisten und 
möglichst keine Verluste auftreten zu lassen bzw. Stö­
rungen auszuschalten, kam es darauf an, ds.; richtigen 
Weg zu finden.
Die durch das Dezernat II zu liefernden Informationen 
sind vielseitig und berühren praktisch alle operativen 
Diensteinheiten, wenn der Leiter des Dezernates II mit 
allen Diensteinheiten des MfS die Verbindung halten und 
.jeden direkt mit Informationen beliefern würde, käme es 
zu großen Verlusten. Deshalb wurde festgelegt, daß alle 
Informationen über den Leiter der Abteilung IX geleitet 
werden. Der Leiter der Abteilung IX entscheidet, ob diese 
Information direkt an die jeweilige operative Dienstein— 
heit oder an den Leiter der Bezirksverwaltung geht. Ganz 
wichtige Informationen gehen auch direkt vom Leiter des 
Dezernates II an den Leiter der BezirksVerwaltung. 
Informationen, die allgemeinen Charakter tragen und das 
laufende Ermittlungsverfahren betreffen, werden über die 
Auswerter der Abteilung IX an die AIG weitergeleitet. Von 
dort gehen sie nach Auswertung an die operative Dienst­
einheit. Ständige Informationen werden in Form von Pro­
tokollen aller Erstvernehmungen und Schlußberichten und 
bei ungesetzlichen Grenzübertritten zusätzlich in Form 
von allen wichtigen Vernehmungsprotokollen zur Auswertung 
übergeben.
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Informationsverluste, die evtl, auftreten, können jedoch

Inhaltsangabe) an das MfS übergeben wurde. Diese Registra­
tur erfolgt nur deshalb, weil das Arbeitsgebiet II monat­
lich an die Hauptabteilung X, Abteilung II, zu berichten 
hat, wieviel Informationen erarbeitet und v/eitergeleitet 
wurden. Bei dieser Meldung ist nicht nach dem Inhalt und 
dem Empfänger der Information gefragt.
Der Verbindungsoffizier der Abteilung IX nimmt das Material 
in Empfang und übergibt es dem Leiter der Abteilung IX, 
der dann die Entscheidung über die weitere Verwendung

Um eine straffe Kontrolle über den Verbleib und die Arbeit 
mit den politisch-operativ wertvollen Informationen zu ge­
währleisten wird vorgeschlagen, alle wichtigen Informa­
tionen grundsätzlich über den Leiter der BezirksVerwaltung 
oder dessen Stellvertreter zu aen operativen Diei:steinhei- 
ter: zu leiten. Der Leiter der Abteilung IX trifft bei einer 
solchen Verfahrensweise eine gewisse Vorentscheidung, aber 
der zuständige Stellvertreter operativ prüft nochmals, ob 
in einer anderen operativen Diensteinheit ein größerer 
politisch—operativer Nutzeffekt erzielt werden kann.

bisher nicht erkannt und beseitigt werden, da im Dezernat 
II lediglich registriert wird, daß eine Information (ohne

trifft.
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3.2 Formen des politisch-operativen Zusammenwirkens zwischen 
dem Dezernat II und der Bezirksverwaltur.fi des MfS_______

Das politisch-operative Zusammenwirken ist grundsätzlich 
in Befehlen des Ministers für Staatssicherheit geregelt.
In der Praxis ergeben sich jedoch unterschiedliche Formen 
und Methoden.
Prinzipiell erfolgt die Zusammenarbeit auf offizieller 
3asis und auf der Grundlage des Befehls 22/64 des Mini­
sters des Innern sowie der mehrfach angeführten "Gemein­
samen Anweisung".
Diese Führungsdokumente der DVP verlangen das direkte Zu­
sammenwirken und die ständige Information an das MfS.
Es gibt aber auch Fälle, wo die Einhaltung der Konspira­
tion verlangt, daß keine weiteren Personen informiert wer­
den und die Zusammenarbeit im gewissen Sinne konspirativen 
Charakter trägt.
Im Falle des Briefes (Anlage VI) wurde in der zweiten mög­
lichen Form verfahren und der Brief nicht offiziell zur 
Akte genommen, auch nicht offiziell über den angeführten 
Informationsweg gegeben, sondern unter Ausschaltung aller 
Zwischenglieder direkt an den Leiter der Bezirksverwaltung 
geleitet.
Die jetzt erfolgte Überprüfung ergab, daß diese Entschei­
dung richtig war, da sie zur Aufdeckung einer Schleusung 
durch die Schleusergruppe Wordel/31ei führte.

Die Untersuchungstätigkeit des Dezernates II berührt die 
Interessen aller operativen Diensteirdieiteii des MfS. Die 
inhaftierter- Beschuldigten kommen aus allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens und damit aus allen Zuständig­
keitsbereichen der operativen Diensteinheiten. Es entstand 
daraus verbreitet die Ansicht, daß jede Diensteinheit des 

mit ien Leiter des Dezernates II Zusammenarbeiten müsse. 
Line solche hetliode ergab, daß sich nicht nur die Leiter, 
sondern eine gai.ze Anzahl von Mitarbeitern des MfS beim 
Leiter aes Dezernates II einfanden uni jeder glaubte^ der

-Kop* BStÜ \3 . ;



Leiter des Dezernates II müsse sein Anliegen erledigen.
Da eine derartige Praxis nicht zu verantworten war, wurde 
festgelegt, daß der Leiter des Dezernates II nur durch den 
Leiter der Bezirksverwalimng und als einzigem Zwischenglied 
durch den Leiter der Abteilung IX Anweisungen erhält. Alle 
operativen Diensteinheiten, die Anliegen an das Dezernat 
II haben, wenden sich mit diesen schriftlich Über den Lei­
ter der Bezirksverwaltung bz.v. dem zuständigen Stellvertre­
ter Operativ an den Leiter der Abteilung IX und dort wird 
mit den Leiter des Dezernates II festgelegt, wie zu ver­
fahren ist.
(Anlage IX)
Diese Llethode hat sich sehr gut bewährt. Sie gewährleistet 
die Zentralisierung der durch die Untersuchungsarbeit ge­
wonnenen Erkenntnisse in der Auswertungs- und Informations­
tätigkeit In der Abteilung IX. Alle Auswertungsergebnisse 
des Dezernates II laufen in die Ergebnisse der Abteilung IX 
mit ein. Die Abteilung IX ist damit - und das auch als 
einzige Diensteinheit der 3ezirksverwaltung des UfS - in 
der Lage, eine 'umfassende und genaue Analyse über das zum 
Problem gestellte Gebiet der Kriminalitätsbekämpfung zu ge­
be .
Zum anderen ist das Dezernat II das spezielle Untersu- 
chungsuezernat der Volkspolizei im Bezirk und damit in der 
Form der Aufgaben der Abteilung IX gleich.
Bei ier Anleitung über die Abteilung IX wird eine qualifi­
ziertere Anwendung und Durchsetzung des sozialistischen 
Strafrechts erfolgen und kann der beste Einfluß auf die 
Ermittlungsverfahren unter Berücksichtigung politisch-ope­
rativer Belange des Lli'S genommen werden.
Buren die Einflußnahme und Übermittlung der positiven Er­
fahrungen in der Untersuchung.jarbeit des MfS wird gleich­
zeitig die Schlagkraft beider Organe erhöht.
Darüber hinaus wirkt es sich auf lie Festigung des Vertrau­
ensverhältnisses auf sozialistischer Basis zwischen MfS 
und DY? positiv aus, wenn nur ein bestimmter 
im Üntersuchungsdezernat wirksam wird.

Mitarbeiter 
[Kopie Bo-- 
AR 3 1
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In einseinen Bezirken v>ird das gesamte politisch-operative 
Zusammenwirken des Dezernates II und der Abteilung IX des LIfS 
von den Stellvertreter des Leiters des Dezernates II - der 
nicht bestätigter Offizier des MfS ist - vorgenommen« Eine der­
artige Methode wird für völlig falsch erachtet, da hierin die 
Bedeutung der Besetzung der Funktion des Dezernatleiters II 
mit einem Offizier des MfS völlig verkannt wird.
Die Entwicklungstendenzen der Kriminalität beweisen zum ande­
ren sehr eindeutig, daß eine immer stärkere Verflechtung der 
Kriminalität, insbesondere der gegen die allgemeine Sicherheit 
und gegen die staatliche Ordnung, mit den Staatsverbrechen ein- 
tritt. Daraus resultiert aber gerade die Notwendigkeit der en­
geren Koordinierung und uie Ableitung von Aufgaben für die 
politisch-operative Arbeit des Lifo.
Wer, außer dem Dezernatsleiter, soll aber gerade diese Zusam­
menhänge erkennen und Anzeichen für Konzentrationen, für die 
Untergrundtätigkeit des Gegners sowie für andere Staatsverbre­
chen' absprechen und neue Maßnaiimen daraus festlegen können, 
i’s ist doch in solchen Fällen gerade erforderlich, alle poli­
tisch-operativen Probleme von Leiter zu Leiter in aller Offen­
heit durchzuberaten. Wenn der Leiter noch zusätzliche spezielle 
Absprachen führt, erzeugt er damit, wenn es Offizieren der 
J7T bekannt wird, nur unnötiges Llißtrauen. Deshalb wird empfoh­
len, da-2 der Leiter des Dezernates II mi dem Leiter der Abtei— 
1 Ia

- regelmäßig Absprachen grundsätzlicher Art über 
die zu lösenden Untersucliungs- und operativen 
Aufgaben durclif ührt*t

— da.", soweit möglich, diese Absprachen, die sie 
gemeinsam vorbereitet haben und v/orin die kon­
spirativer. Tragen vorher geklärt wurden, in Ge­
genwart des r.eiters der Abteilung K der BDVP ge­
rührt vrer-en, um grundsätzlich auch seine Zu­
stimmung für iuronzuführenie Na.?nahmen zu erhalten.
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Iber aie Abteilung IX werden alle durch das Dezen^at II bear­
beiteten Personen, insbesondere alle Personen, die wegen unge­
setzlichen Grenzübertritts angefallen sind, auf F 10 überprüft. 
Vorhandenes operatives Material wird von ständigen Verbindungs­
offizier der Abteilung IX eingesehen, ausgewertet und evtl. in 
Vernehmungen behandelt und geklärt. (Ai-lage X)
Positiv wirkt sich aus, auf der Grundlage des Befehls 10/66 des 
Ministers für Staatssicherheit die Mitarbeiter des Dezernates
II, insbesondere die, die ungesetzliche Grenzübertritte bearbei­
ten, zu schulen. Schwerpunktmäßig müssen dabei solche Fragen 
geschult werden, die in der Endkonsequenz für die politisch­
operative Arbeit des MfS die größten Ergebnisse erbringen. 
Nachdem dies so durchgeführt - and zu bestimmten Seiten fortge­
setzt wurde und wird - kommen selbst die Sachbearbeiter des 
Dezernates II - besonders der Arbeitsgruppe, die ungesetzliche 
Grenzübertritte bearbeitet - zu ihren Leiter bzw. direkt zun 
Verbindungsoffizier, um sich zu beraten bzw. Informationen zu 
liefern. Die in der Arbeit angeführten Beispiele sind in we­
sentlichen auf die gerneinsan durchgeführten Schulungen zurückzu­
führen.
In Studienmaterial uer Juristischen Hochschule zu den Angaben 
und der Arbeitsweise des Dienstzweiges K der DVP wird u.a. aus- 
geführt, daß die Materialien, die eine weitere operative Bear­
beitung durch das MfS erforderlich aachen, durch das Dezernat
II an den Mitarbeiter der Abteilung VII übergeben werden. Eine 
solche Verfahrensweise wird für unzweckmäßig erachtet. Auch bei 
diesen Material geht es darum, daß es wie alles andere aus ei­
nen laufenden Ermittlungsverfahren erarbeitet wurde und einen 
begrenzten Kreis von Kriminalisten bekannt ist. Die Abteilung 
VII müßte dieses Material xn den meisten Fällen auch nur wei­
terleiten, da nicht alles von ihr bearbeitet werden kann und 
darf. Nachteilig wirkt sich 'am: aus, daß die Verfahren, aus 
denen das Material kennt, uer Abteilung VII nicht aber der Ab­
teilung IX bekannt sind und nur durch diese zusätzliche Aus­
künfte gegeben werden können. _________ -

(Kopie BStÜ
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2s hat sich als positiv ausgewirkt, rait der Abteilung VII 
nur Probiene zu behandeln, die die Kader des Dezernates II, 
die Untersuchungshaftanstalt oder die Abteilung Strafvollzug 
der DTP betreffen. Das Zusammenwirken mit allen anderen 
Diensceinheiten des MfS erfolgt wie dargelegt nur über die 
Abteilung IX und sollte in allen Dezernaten II so erfolgen.

SKop’'& - AR 3
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P r o t  o k o l l

£s wurden 10 Probanten analysiert, und im Nachfolgenden wer­
den die durch _as Aktenstudium, die K.cksprache mit den Pro— 
banten, den Eltern una BetriebskoLIe tiven sowie Mitarbei­
tern aer --.bteilung Kriminalpolizei gewonnenen Erkenntnisse 
zusamraengefaßt.

1. Erziehung:......... . - AA

Bis auf einen Fall, vo der Probant vorn Elternhaus als 
uneheliches Kind verstoßen wurde und aie Eltern dann ille­
gal das Jebiet der D..R verlie. en, wurden alle untersuch­
ten Personen von den altern erzogen. Es war dabei fest­
zustellen, aaE zwei von den zehn Elternhäusern eine äußerst 
ositive ^rziehung au. aas Kind ausdbten. Hier war es je-

.ie Kinaer aus inrer -*ana glitten una sie m
der Erziehung nicr.t mehr mit diesen fertig wurden.

Als typisch muE-e festgestellr werden, daj es zwischen den 
Eltern und ihren deranwachsenden Kindern keine politi­
schen Jespräcne gab. Eie st^atspolitische Erziehung wurde 
in rC .3 rer I--Ile drr schule überlassen. Selbst ein Genosse 
v. r der .Meinung, daß sein l?j-hriger oOhn für politische

-

vie.er- r er. aie i.tern gememsa mar den üin-
d:rn m s  e dp rogramae .ngesenen, aber m  keinem aer
an~rr^ucnten 5 Ile \.b es anschließend politische Äusein—
-.nje srtsunjen. •-*-nr v-rDreiC; : vr.r aie -ansicht aer Li­
tern, aal jeder fü. ich seiest re antwortlich ist und 
der ^;nn -issen mui, w.s er tut.

Wei rieten Elternhäusern -ar in jeae:. Fall festzustellen, 
deid dir Eltern selbst ein senr nieariges Bildungsniveau

ren v orsrt-.ian^
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gaben als irz-ieher ihrer Kinder habe;..
oie stehen den Problemen ratlos gegenüber und haben auch 
keine exakten Vorstellungen darüber, wie die Erziehung ih­
rer Kinder nach der Haftentlassung .veitergehen soll.
Durch die mangelhaft geführten Erziehungsgespräche war in 
den meisten Pallen festzustellen, daß aie Kinder wenig Ver­
trauen zu ihren Eltern aufbrachten und nicht mit Problemen 
zu innen gingen, mit denen sie selbst nicht fertig wurden.

In 50 '% der P-lle oblag die gesamte Erziehung^der Mutter, die 
sich aber a-.ch nur auf teilweise Kontrolle der Schularbeiten 
und Freizeitgestaltung erstreckte. Typisch war dabei, daß 
diese Kinder auch nach der Schulentlassung zum überwiegenden 
Teil mit ihrer Freizeit tun und lassen konnten, was ihnen 
beliebte, Es gab keine Auseinandersetzungen, wenn sie als 
15- oder 16j.„hrige erst nachts nach Hause kamen.

In allen der untersuchten Fllle schätzten die Verurteilten 
aie otellung zum Elternhaus als gut ein. Auch war festzu­
stellen, daß alle regelmäßigen Kontakt aurc. Post und Be­
suche ~us dem Strafvollzug zum Elternhaus haben.

Von den 10 untersuchten Fällen haeq nur 4- den Abschluß der 
8. Klasse. Jie „nderen Je zur Hälfte den der 6 . und 7. Klasse. 
Lediglich zwei der mit 8-Klassenabschluß Untersuchten haben 
einen Beruf erlernt, und einer stand zum Zeitpunkt der Tat 
in der Berufsausbildung.
Auch bei uieser Frage war festzustellen, daß die Eltern nur 
in einem Fall ei..en e::akten Einfluß auf ~ie Berufswahl ge- 
nommen hatten. Jaraus ergab sich auc. weiter, daß kein Kon­
takt mit der Schule oder dem BetriebskolIeKtiv vorh-.nden war. 
Erst al die Erziehun-’sschwierigkeiten so groß wurden, daß 
die Kündigung des Lehrverhältnisses zur Diskussion stand, 
fühlten sicn die Eltern gemäßigt, mit der Arbeitsstelle Ver- 
b i nd ung a f z u n eh'.e n.

"  1 1 1
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Entsprechend dieser labilen Haltung der meisten Elternhäu­
ser war die staatspolitische Erziehung, wie bereits erwähnt, 
der Schule oder danach dem Betrieb überlassen. So ist auch 
die politische Grundhaltung der Probanten. Im Staatsbürger­
kunde-Unterricht lagen die meisten unter dem Klassendurch­
schnitt. Keiner der Fälle hatte eine Note, die besser als 
H3«1 War.

2. 'wirken der politisch-ideologischen Diversion:

In allen untersuchten Fällen war das Abhören und Sehen der 
westsender an der Tagesordnung. Dominierend waren dabei die 
'‘Krimis" und die Musiksendungen des "Baetle-Clubs. Zu Su % 
der Fälle wurde erklärt, daß cie "Tagesschau" regelmäßig mit 
angesehen wurde und in einem Fall die Sendung "Der Monat in 
der Zone". In allen Fällen haben die Eltern oder Elternteile 
mit den Kindern gemeinsam die Programme angesehen.

In der Untersuchung waren dementsprechend auch solche Ant­
worten "man weiß ja nicht, wen man glauben soll" und "ich 
wollte mir meine Meinung bilden“ anzutreffen.

Die Hetz- und auch Werbesendungen waren in allen Fällen 
maßgeblich daran beteiligt, die politische Einstellung der 
jungen Probanten zu bilden. Es zeigte sich aber auch in al­
len Fällen, daß i±e Probanten keine klaren Vorstellungen vom 
Leben und den unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen hat­
ten. Sie versprachen sich in Westdeutschland ein billigeres 
and bes eres Leben und waren der Meinung, daß dort alles viel 
schöner ist. Exakt die Hintergründe des sogenannten "Wirt­
schaftswunders" oder aie gesellschaftlichen Unterschiede dar­
zulegen, waren die Probanten nicht in der Lage. Gleichfalls 
konnte man in den Elter~häusern hören, "was ist denn schon 
dabei", was ebenfalls von unklaren politischen Vorstellungen 
zeugt.

- IV - I Kopie !»
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In dieser labilen Grundhaltung der Täter und Elternhäuser 
liegt die Ursache dafür, daß die Probanten in Situationen 
mit Schwierigkeiten dann den einzigen Weg sahen, die DDR 
illegal zu verlassen.
Anlaß für diesen Entschluß waren bei 50 # die Beeinflussung 
durch negative Personen und bei den anderen Schwierigkeiten 
bzw. Auseinandersetzungen wegen Arbeitsbummelei im Betrieb 
bzw. z. T. im Elternhaus.

3. Freizeitgestaltung:

Bei allen untersuchten Personen war festzustellen, daß sie 
keine organisierte oder sinnvolle Freizeitgestaltung hatten.
Ihre Hobbys bestanden im Hören von flotter Musik, wozu eben 
auch die Westsender gehört wurden. Prinzipiell wurde erklärt, 
daß doch nie n3aetle—Musik" wenigstens etwas sei. Sie hatten 
kein Interesse an einer gesellschaftlichen, aktiven Freizeit­
gestaltung und konnten größtenteils selbst keine Auskunft dar­
über geben, was ihnen im Wohngebiet geboten wurde.
Vorwiegend wurde die Erklärung gegeben, daß es ja nichts 
anderes als die Gaststätte gibt.

Bei der Untersuchung der grsellschaftlichen Arbeit der Wohnge­
biete wurden interessante Feststellungen getroffen.
In den Gemeinden besteht iast keine Arbeit der FDJ oder Sport­
gemeinschaf t. Hier .vird selbst von B'irger .eistern erklärt, 
daß doch die 3etriebsberufsschule des VEG oder Großbetriebes 
sowie die Schule eine aktive FDJ—.-.rbeit und Arbeit aller anderen 
Organisationen leisten unj. sich die interessierten Jugendli­
chen der anschließen k;nnen. Is Ort selbst existiert keine 
FDJ—Gruppe, da die ugend in den Betrieben erfaßt sei und sie
nicht nur weiteren Arbeit zu gewinnen sei.
olche Großbetriebe wie der Kranbau Eberswaide leisten auf 

~Ilen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens in der BBS eine
vorbildliche Arbeit. ---\Kopi* BStÜ- V -
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Das ganze Gegenteil ist im Rohrleitungsbau Finow festzustel­
len, v/o die FDJ-Arbeit völlig am 3oden liegt. Alle beklagen 
sicu dort, daß die FDJ-Kreisleitung trotz Anforderung keine 
Hille leistet. (Finow) Nur in 3ritz gibt es eine aktive 
Clubarbeit, die vom Rat der Gemeinae aktiv unterstützt wird. 
Dort ist auch eine regelmäßige Beteiligung festzustellen, 
und es werden selbst junge Ehepaare erfaßt.
In allen anderen Orten lag die Clubarbeit völlig am Boden 
bzw. war sie so vcu negativen Kräften durchsetzt, daß keine 
rege Arbeit mehr vorhanden war. In keinem Fall war die FDJ 
der ‘Träger dieser Arbeit.
Ähnlich sieht es mit der Arbeit der anderen gesellschaft­
lichen Organisationen aus. Selbst die GoT hat ihre Arbeit 
nur in den Groibetriecen konzentriert und bezieht sich haupt­
sächlich auf 333. Eine Tendenz zog sich durch alle Ausspra­
chen.
Sowie die Jugendlichen ausgel.rnt haoen und aus der 33S her­
aus sind, läßt iiire aktive Arbeit nach bzw. sind sie der 
Kontrolle des Kollektivs entzogen.
Die Arbeitskollektive hacen keine Kontrolle üb-r die Frei­
zeitgestaltung ihr=r Kollegen. Nach Schichtschluß hat das 
Kollektiv aulgehört zu existieren.
In keines Fall gehörten die Probaten einer sozialistischen 
Irigade an.
..iederholt wurue von den rrobanten der Hinweis gegeben, daß 
die Wohngebiete mehr Möglichkeiten für eine sinnvolle Frei­
zeitgestaltung oieten müßten. 3s kam der ..unsch zur Sprache, 
daß eine intensive Clucarbeit mit Zirkeln organisiert wer- 
uen m„~te. Soenso sollten F hrt-n und s.örtliche Wettkämpfe 
veranst .Itet werden.
Tendenz hi roei war ab-r bei allen, die in dieser Richtung 
Gedanken äußerten, da- sie selbst nichts tun wollten, um 
solche Dinge durcuzusetzen.

-  V I  -  **•"-----  —
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4. Vorbereitung der Haftentlassung:

Von den untersuchten Fällen wurde nur in zwei die Entlas­
sung bisher aktiv vorbereitet. In eines Fall geschah die­
ses über die Abteilung Inneres Strausberg und in einem 
durch SV mit den Eltern.
In beiden Fällen gab es dadurch klare Vorstellungen über 
das weitere Leben in der Gesellschaft. In allen anderen 
Fällen wurde zwar erklärt, daß dies die letzte Eafttat war, 
aber wie es weitergehen soll, war noch sehr schemenhaft. 
Auf aicsea Gebiet muß Jugendhilfe und Inneres bedeutend 
aktiver und eher eingreifen.
Hervor stach hier der Fall des KG
Fürstenwalde.
In der Hauptvarhandlung hatte der Kollektivvertreter ver­
sprochen, daß sich das Kollektiv in und nach der Haft um 
ihn kümmert. Bis zum Tage ist dies nicht gewesen. Das Kol­
lektiv existiert nicht mehr, und nun fühlt sich keiner 
mehr dafür verantwortlich.

5. Arbeit der D.-Organe:
iUs des Aktenstudium war ersichtlich, daß zum rein ju­
ristischen Tatbestand alles ermittelt wurde, was erforder­
lich war. Jedoch zeigt sich als ein wesentlicher Mangel 
die ungenügende Untersuchung der Ursachen, Motive und be­
günstigende Bedingungen.

In einigen Fällen war das Westfernsehen zwar oberfläch­
lich angesprocuen, aber nicht bis in die Tiefe untersucht 
worden. Bei der geführten . b: rpriifung wurde festgestellt, 
±3.j in allen Fällen die ideologische Beeinflussung durch 
die .estliche Propaganda vorhanden und wesentlich an der 
Sntschlußfassung beteiligt war.
£s wurden zwar in jedes Fiil die Kollektive in die Auf­
klärung der Straftat einbezogen, aber der ideologische



Zustand des Kollektivs, die Arbeit der gesellschaftlichen 
Organisationen wurde nicht angesprochen. Zu wenig wurde auf 
die Verantwortung der Kollektive eingegangen und das Ver­
fahren zur Führung ideologischer Auseinandersetzungen zum r-.n- 
laß gsnonr.sn.

3s kann also gesagt weraen, daß das Sinzeiverfahren insgesamt 
nicht genügend zum Anlaß genommen wird, um diese gefährli­
che Art der Kriminalität zurückzudrängen.
Die Ursachen für diese Mängel liegen nach meinem Erachten 
in der noch ungenügend vorhandene., ideologischen Klarheit 
über die Gefährlichkeit von Grenzverbrechen und ihrer Ursa­
chen und Bedingungen. ..och zu oft werden diese Verfahren als 
gering im Umfang angesehen und schnell sozusagen "nebenbei" 
bearoeitet.
Für die Aufklärung von Diebstählen u. ä. wird eine größere 
Intensität aufgebracht.
Ursachen liegen weiterhin in einer teilweise ungenügenden 
Kenntnis der Methoden der Verbrechensbegehung, weil erst vor 
k-.rzer,r Zeit die Spezialisierung auf diesem Gebiet in An— 
griff genommen wurde.

Mängel der Organisation und Planung sind ebenfalls mit aus­
schlaggebend, daß aiese ^elikte ni-ht bis in die Endkonsequenz 
geklärt v.erden. Es gelingt den .uitarbeitern der üntersuchungs- 
org-ne noch nicht im genügenden Maße, diese Verfahren zum An­
laß zu nehmen, um uie politische.. Auseinandersetzungen in den 
Kollektiven zu fahren.
Vorwiegend -ira noch rein der Sachverhalt vor den Kollekti­
ven e rgelegt und zu .<enig auf die ideologischen Zusammenhän­
ge einge~.ngen. D euren ist auc:. zu verzeichnen, daß die Kol­
lektive - allerdings in sehr unterschiedlichem Maße - diese 
Art der Kriminalität nicht verstehen.
Oft ist zie Meinung vorhanden, "was hat er schon getan - er 
.-.ollte icch in Deutschland bleiben."

- VII -
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Deshalb werden dann auch in vorbeugender Hinsicht kaum Schluß 
foigerungen gezogen.

Um diese Kiänge.1 zu beseitigen, werden seit kurzer Zeit ver­
stärkt Schulungen und DienstVersammlungen sowie Parteiveran­
staltungen benutzt, um über die oben aufgeworfenen Probleme 
Klarheit zu schaffen.
Durch Teilnahme an den Aussprachen in den Kollektiven und 
Einflußnahme auf die Vorbereitung derselben ist deren In­
halt und Nutzeffekt zu erhöhen.



Anlage II
I

Um alle Aufgaben des Zusammenwirkens zwischen dem MfS und 
dem Dezernat II zu konzentrieren und sie nur über eine 
Diensteinheit des MfS zu gestalten, wurde durch den Leiter 
der Bezirksverwaltung festgelegt, daß ein Mitarbeiter der 
Abteilung IX als ständiger Verbindungsoffizier einzusetzen 
ist« Dieser Offizier wurde offiziell dem Leiter der Abteilung 
K der BDVP und allen Mitarbeitern des Dezernates II vorge­
stellt.

Der Einsatz eines solchen Verbindungsoffiziers wird allen 
Bezirksverwaltungen des MfS empfohlen, da er sich als rich­
tig erwiesen hat,
Keben der Übermittlung von Aufträgen an den Dezernatsleiter
II obliegt ihm die Wahrung der Interessen des Leiters der Be­
zirksverwaltung an bestimmten Ermittlungsverfahren, Er führt 
selbständig Vernehmungen in den UHA des Dezernates II durch, 
vor allem zu Prägen, wo die Konspiration die Einbeziehung 
eines Kriminalisten nicht zuläßt.
Oftmals sind die Beschuldigten in der Kerblochkartei einer 
Diensteinheit oder in einem Vorgang erfaßt und das Problem kann 
in einer Vernehmung oder Aussprache geklärt werden, ohne daß 
das E-Verfahren sofort von der Abteilung IX übernommen wird. 
Weiter ist es seine Aufgabe, die Übernahme von E—Verfahren zu 
prüfen, indem er eine erste Vernehmung des Beschuldigten 
durchführt und das weitere Material sichtet. Danach schlägt 
er dem Leiter der Abteilung IX die Übernahme vor.

Im Verlaufe seiner Tätigkeit wirkt sich positiv aus, daß der 
Offizier mit den Gepflogenheiten der DYP in den UHA und mit 
der Arbeitsweise der Abteilung K vertraut wird.

In der anschließenden Koordinierungsvereinbarung wurden seine 
Aufgaben im einzelnen festgelegt.

Kopie BS'iw
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II

A b s c h r i f t

Bezincsverwaltung für
Staatssicherheit Frankfurt (ö) Frankfurt (0), den 20.01*1967 
Abteilung IX

Bestätigt:
Leiter der Bezirksverwaltung 
ges.: N e i b e r 
Oberst

Vereinbarung über die Zusammenarbeit der Abteilung IX der 
3V Frankfurt (0) mit dem Dezernat II der Abteilung K der 
3DVP Frankfurt (0) zur Durchsetzung einheitlicher Untersu­
chungsmethoden sowie der Verbesserung der politisch-opera­
tiven Auswertungs- und Informationstätigkeit

Tach Bildung des Dezernates II bei der BDVT? Frankfurt (0) 
wurde von der Abteilung IX der BV für Staatssicherhdit zur 
Durchsetzung einer einheitlichen und zielstrebigen Feind— 
und Xriminalixätsbekämpfung sowie einer einheitlichen Er­
fassung und Auswertung der Ermittlungsverfahren für die 
Einleitung politisch-operativer Maßnahmen eine enge Zusam­
menarbeit mit dem Dezernat II hergestellt, wobei insbesondere 
die Leiter der genannten Diensteinheiten bei der Lösung der 
genan ten Aufgaben kameradschaftlich zusaamenarbeiteten.
Es kann eigeschätzt werden, daß das MfS über die im Dezer­
nat II bearbeiteten Schwerpunktvorgänge orientiert ist und 
über den Leiter des Dezernates II Einfluß auf die Bearbei­
tung derartiger Vorgänge nahm«

Kopie 
AR 3 i____



III

In periodischen Abständen wurden zwischen dem Leiter der 
Abteilung IX und dem Leiter des Dezernates II Absprachen 
geführt, in denen der Leiter des Dezernates II über wich­
tige 3efehle und Dienstanweisungen des MfS, die mit der 
Untersuchungsarbeit im Zusammenhang stehen (wie Befehl 
295/65 des Gen« Minister), informiert wurde und liinv/eise 
zu deren Durchsetzung erhielt. Ferner wurden politisch­
operativ bedeutsame Vorgängen, die im Dezernat II bearbei­
tet wurden, besprochen«

Zwischen den Absprachen erfolgte auf der Grundlage der im 
Happort der BDVP gemeldeten Festnahmen und Inhaftierungen 
sowie auf Grund der im Dezernat II erzielten Untersuchungs- 
ergebnisse die Informierung des Leiters der Abteilung IX 
über den Stand der Untersuchung in den wichtigsten Ermitt­
lungsverfahren sowie über die erzielten Untersuchungsergeb­
nisse bei der Durchsetzung der vom Leiter der Abteilung IX 
gegebenen Hinweise z _r Klärung politisch-operativer Belange. 
Bei Vorgängen, bei denen ein Verdacht der feindtätigkeit 
vorlag, wurde der Leiter der Abteilung IX sofort vom Leiter 
des Dezernates II unterrichtet und nach gemeinsamen Abspra­
chen mit dem Leiter der Abteilung K der BDVP erfolgte eine 
Übernahme der Verfahre-, bei denen die unmittelbare Bear­
beitung der Verfahren durch das MfS notwendig wurde bzw. 
zweckmäßig war.

Vom Dezernat II wurden entsprechend der getroffenen Verein­
barungen die Schlußberichte abgeschlossener Ermittlungsver­
fahren bestimmter Deliktgruppen der Abteilung IX zur WeiVer­
leitung an die AIG der 3V Frankfurt (C) übergeben. Ebenso 
wurden bereits geeignete Vernehmungen für die Informations­
und AuswerturgStätigkeit übergeben, wobei in der politisch- 
operativen Auswertungs- und Informationstätigkeit noch kein 
ständiger Informationsfluß gewährleistet ist.

i Kopie BStÜ 
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IV

Zur Verbesserung der üntersuchungstätigkeit bei der Ein­
leitung, Bearbeitung und Auswertung von Ermittlungsverfah­
ren unter maximaler Berücksichtigung politisch-operativer 
Belange und einheitlicher rechtspolitischer Gesichtspunkte 
sowie zur Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen der Ab­
teilung IX des MfS und dem Dezernat II der Abteilung % der 
BDVP Frankfurt (C) ergibt sich die Notwendigkeit der Durch­
setzung folgender Maßnahmen:

1* Der Leiter der Abteilung IX führt mit dem Leiter 
des Dezernates II mindestens einmal monatlich ei­
ne gemeinsame Absprache, in der wichtige Dienst­
anweisungen des MfS erläutert und politisch-ope­
rative bedeutsame Vorgänge des Dezernates II ab— 
gesprochen werden*
Bei bedeutsamen üntersuchungsvorgängen ist zu die­
sen Aussprachen entsprechend der Notwendigkeit auch 
der Leiter der Abteilung X der BDVP hinzuzuziehen*

2. In Absprache mit den Leiter der Abteilung K und 
dem Leiter des Dezernates II der BDVP sind durch 
verantwortliche Mitarbeiter der Abteilung IX 
(Leiter oder stellvertretender Leiter) geeignete 
U-Vorgänge des MfS in Schulungen der Mitarbeiter 
des Dezernates II auszuwerten* Dies betrifft ins­
besondere Vorgänge, in denen Angriffe gegen die 
Staatsgrenze der DDR und Verbindungen zu feindli­
chen Zentralen sowie Diversions- und Schädlingstä- 
tigkeitsdelikte bearbeitet wurden* Damit soll er­
reicht werden, daß die Mitarbeiter mit den Metho­
den des Gegners vertraut gemacht werden und die 
das MfS interessierenden Probleme besser berück­
sichtigen können.



V

3* 2ur Klärung politisch-operativer Belange wurden 
bisher von Mitarbeitern operativer Diensteinhei­
ten nach mündlicher Information der Abteilung IX 
im Dezernat II einsitzende Personen zu den jewei­
ligen Problemen vernommen.
Unter Berücksichtigung der Untersuchungstätigkeit 
des Dezernates II macht es sich erforderlich, daß 
von den operativen Diensteinheiten die mit den im 
Dezernat II Inhaftierten zu klärenden Komplexe 
schriftlich über den Leiter der BY bzw. zuständi­
gen Stellvertreter Operativ der Abteilung IX zu­
geleitet werden. Von der Leitung der Abteilung IX 
ist danach in Absprache mit dem Leiter des Dezer­
nates II zu entscheiden, in welcher Weise diese 
Komplexe in Zusammenarbeit mit den Genossen des De­
zernates II umfassend geklärt werden können.

4. Von der Abteilung IX wird ein Mitarbeiter einge­
setzt, der die ständige Verbindung zum Dezernat II 
hält und dem Dezernat II Unterstützung in der poli­
tisch-operativen Auswertung von Ermittlungsverfahren 
gibt. Verantwortlich für den Einsatz des Mitarbei­
ters ist der Leiter der Abteilung IX.

5« a) Der Mitarbeiter der Abteilung IX hat die Auf­
gabe, Untersuchungsmaterialien zu überprüfen 
und einzuschätzen, bei denen ein Verdacht der 
Feindtätigkeit vorliegt. Auf der Grundlage 
dieser Einschätzung ist in Absprache mit dem 
Leiter des Dezernates II vom Leiter der Abtei­
lung IX zu entscheide.., ob die weitere Bear­
beitung des Ermittlungsverfahrens durch das 
I2f;J erfolgt. Dadurch soll erreicht werden, daß 
xH CL0Z* 6 X _ L I X  die Bearbeitung auf Er­
mittlungsverfahren, in denen Feindtätigkeit bzw. 
in denen wichtige politisch—operative Belang



vorliegen, konzentriert und damit eine inten­
sive und komplexe Bekämpfung der Feindtätig­
keit gewährleistet wird«

b) Ferner hat der Mitarbeiter der Abteilung IX 
in wichtigen politisch-operativ interessanten 
Ermittlungsverfahren selbst bestimmte Auswer­
tungsvernehmungen durchzuführen bzw. nach Ab­
sprache mit dem Leiter des Dezernates II Hin­
weise für die Durchführung von Vernehmungen 
zur Klärung politisch-operativer Belange zu 
geben.
Zu diesem Zweck muß er eng mit dem im Dezer­
nat II zu schaffenden Auswerter zusammenarbei-
u 6X1 •

Von Leiter des Dezernates II sind zur Verbesserung der 
politisch-operativen Auswertungs- und Informationstä­
tigkeit Möglichkeiten zu schaffen, daß regelmäßig und 
ständig wichtige Vernehmungen, in denen Hinweise zu 
Anlässen und Ursachen scwie verbrechensbegünstigenden 
Bedingungen von Straftaten, Mängel und Mißstände in 
Betrieben sowie operativ interessante Verbindungen zu 
Personen in Westdeutschland, Westberlin und dem kapita­
listischen Ausland enthalten sind, der Abteilung IX 
zugeleitet werden. Die Abteilung IX hat diese Verneh­
mungen entsprechend der Bedeutung über den Leiter der 
Bezirksverwaltung bzw. den Genossen Stellvertreter Ope 
rativ der. zuständigen operativen Diensteinheiten und 
der AIG sofort weiterzuleiten.

Zur Gewährleistung einer einheitlichen Erfassung und 
Analy?1erung, insbesondere von Straftaten
— der staatsgefährdenden Propaganda und Hetze
- der Staatsverleumdung



- der Angriffe gegen die Sicherheit der Staatsgrenze
- schwerer Wirtschaftsdelikte
- Brände und Havarien
- Waffendelikte
- Widerstandsdelikte
- Gewaltverbrechen in Gruppen
- Delikte, in deren Zusammenhang Dokumentenfäl­

schungen begangen wurden,

sind vom Leiter des Dezernates II Möglichkeiten zu 
schaffen, daß über den eingesetzten Mitarbeiter der 
Abteilung IX aie AIG der 3V Mitteilungsbogen (oder 
Durchschriften der Erstvernehmungen) über die inhaftier­
ten Personen sowie nach untersuchungsmäßigem Abschluß 
einen Schlußbericht erhält. Die AIG der BV hat den zu­
ständigen operativen Piensteinheiten von den jeweili­
gen Verfahren Kenntnis zu geben.
Bei Abschluß von operativen Vorgängen des Dezernates I 
ist der Abschlußbericht von der Abteilung VII der AIG 
der BV zuzuleiten.

Über den Leiter der Abteilung IX wird vom Leiter des 
Dezernates II eine ? 10 Überprüfung in der Abteilung 
XII des MfS von den im Dezernat II inhaftierten und in 
der Untersuchung angefallenen Personen veranlaßt. Der 
Leiter der Abteilung IX informiert den Leiter des De­
zernates II tlber das Überprüfungsergebnis und macht 
unter Wahrung der Konspiration über das bei operativ 
angefallenen Personen beim MfS vorliegende Material 
Mitteilung zwecks Beachtung und Klärung in der wei­
teren üntersuchungsarbeit.

Bei der Aufklärung von Bränden und Ermittlung des Tä­
ters zur Klärung der Ursachen bei Bränden und Havarien 
erfolgt eine enge Zusammenarbeit zwischen der Brandknm—



VIII

mission des Dezernates II mit dem Referat 4 der Abtei 
lung XVIII der BV,
Bei Ermittlung von Tätern und Inhaftierung des Be­
schuldigten im Dezernat II -wird von dem eingesetzten 
Genossen der Abteilung IX die weitere Informierung 
der Abteilung XVIII über den Stand der Untersuchung 
in dem jeweiligen Verfahren durchgeführt,

Ermittlungsverfahren und Ausgangsmaterialien, zu de­
nen der Leiter des Dezernates II eine weitere ope­
rative Bearbeitung durch das MfS für erforderlich 
hält, werden mit dem Leiter der Abteilung IX abge­
sprochen, der über die zuständige!operativen Dienst­
einheiten die erforderlichen Maßnahmen einleitet.

10, Die Abteilung VII der BV hat mit dem Leiter des Dezer 
nates II eine enge Zusammenarbeit in bezug auf die in 
offizielle operative Arbeit in der UHA selbständig 
durchzuführ en •

Leiter der Abteilung IX 
gez.: Gudlowski 
Major



IX

Die Durchführung der in dieser Koordinierungsverei-hbarung 
festgelegten Aufgaben, die sich auch aus den Befehlen 299/
65 und 10/66 des Ministers für Staatssicherheit sowie aus 
dem vom Minister bestätigten Schreiben der Hauptabteilung 
IX an die Leiter der Bezirksverwaltungen des MfS vom 05« 
01,1965 ergeben, verlangt den Einsatz eines qualifizierten 
Mitarbeiters der Abteilung IX, Es muß sich dabei um einen 
politisch-ideologisch bewußten und erfahrenen Untersucher 
handele, der bestimmte Kenntnisse in der Kriminalistik und 
der Pädagogik besitzt. Sr muß bescheiden sein aber mit sei­
nem Wissen und Können die Kriminalisten des Dezernates II 
überzeugen können.
Zweckmäßig ist, einen Offizier dafür auszuwählen, der in 
der Abteilung IX analytische Aufgaben erfüllt, da eine we­
sentliche Aufgabe mit darin bestehen muß, auf die Qualität 
der analytischen Tätigkeit des Dezernates II Einfluß zu 
nehmen.

Der Einsatz eines ständigen Verbindungsoffiziers festigt 
darüber hinaus den Kontakt zu allen Mitarbeitern des Dezer­
nates II, »vor allem zam Stellvertreter und den Kommissariats­
leitern. Dabei ist allerdings darauf zu achten, daß der Mit­
arbeiter der Abteilung IX nicht operative oder andere wich­
tige Fragen mit den Kriminalisten ohne vorherige Abstimmung 
mit dem Dezernatsleiter II abspricht. Er muß in jedem Palle 
das Kommandeursprinzip und die erforderliche Leitungsebene 
eInhalten.
Hinweise, die ihm aus laufenden Ermittlungsverfahren vom 
Sachbearbeiter des Dezernates II gegeben werden, muß er zur 
Kenntnis nehmen. Gleichzeitig muß er darauf hinwirken, daß 
diese Hinweise an den Dezernatsleiter weitergeleitet werden. 
Er muß andererseits solche Hinweise, genau wie solche, die 
er beim Durcharbeiten der Verfahren erhält, zum Anlaß nehmen, 
um mit auf die Erhöhung der Qualität und die politisch-ope­
rative Bedeutung von Hinweisen einzuwirken.

i Kopi« BStÜ 
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Br hilft mit eir.er solchen Methode, das Niveau der TJntersu- 
chungsarbeit der Abteilung K, Dezernat II, auf das der Abtei­
lung IX zu heben und kommt der Forderung des Befehls 10/66 
des Ministers für Staatssicherheit - Burchführungsanweisung 
1, Punkt VI. 3 - nach. Dort ist festgelegt, daß die Abteilung 
IX für die Koordinierung und qualifizierte Anleitung in den 
Vernehmuigsstütspunkten (Grenzkommissariate II) sowie die 
Auswertung der analytischen Werte verantwortlich ist. £ach 
unserer Einschätzung ist diese Forderung des Befehls 10/66 
nicht für die Grenzkommissariate zutreffend, sondern muß 
ebenso im Bezirk ohne Staatsgrenze durchgesetzt werden.

Die Erfahrungen lehren weiter, daß der Offizier der Abtei­
lung IX nicht in der Lage ist, alle Probleme selbst zu lö­
sen. Er darf sich nicht verzetteln und nicht zum Postboten 
herausbilden.
In seiner Arbeit muß eine strenge Ordnung und Planung durch­
gesetzt werden. Er sollte:

1. Planmäßig mit dem Leiter des Dezernates II 
und den mittleren leitenden Kadern (Sachge­
biets- und Kommissariatsleitern) Absprachen 
über Verfahren bzw. zu lösende Aufgaben füh­
ren.

2. Kur die Fragen selbst lösen, die auf Grund 
der Einhaltung der Konspiration oder wegen 
ihrer Kompliziertheit bzw. Spezifik eine Lö­
sung durch den Mitarbeiter des MfS erfordern.

3. In den Fällen, wo die ofsung der Aufgaben 
durch Angehörige der Volkspolizei, Abteilung 
X, möglich ist, die zu erarbeitenden Fragen 
herausarbeiten und dem Leiter des Dezernates
II übergeben.



XI

(Es wird hier bewußt der Leiter des Dezerna­
tes II genannt, da in anderen Pali der Mit—

" arbeiter des LIfS mit 5 und in anderen Dezer­
naten II mit noch mehr Kriminalisten Zusammen­
arbeiten müßte, bei denen durchaus nicht immer 
die Stellung des MfS klar ist. Zum anderen ge­
bietet die direkte Leitung der Kräfte des De­
zernates II eine solche Verfahrensweise. Wei­
terhin hat der Mitarbeiter des MfS gegenüber 
den Kriminalisten kein Weisungsrecht.)



A n l a g e  III

A b s c h r i f t

Bezirksbehörde Deutsche Volkspolizei 
F r a n k f u r t  (Oder) 
Abteilung Kriminalpolizei

T h e m a

Einschätzung der Entwicklung von 
Angriffen gegen aie Staatsgrenze 
der Deutschen Demokratischen Repu­
blik im ersten Halbjahr 1967

Als Grundlage dienten:
- Statistiken des Bezirkes
- Kerblochkarten der Abt. K
- Ermittlungsverfahren über 

Grenzverletzungen

Frankfurt (Oder), August 1967
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1. Gegenüberstellung der Gesamtkriminalität zu den Angrif­
fen ge^en die Staatsgrenze aer DDR iE 1. Halbjahr 1966 
und 196?

- I -

Bei der Analysierung der Grenzangriffe ist festzustel­
len, daß gegenüber dea 1. Halbjahr 1966 eine stagnieren­
de Tendenz zu bemerken ist.
wurden is 1. Halbjahr 1966 Ermittlungsverfahren gegen 
75 Fersonen eingeleitet, darunter 10 Frauen, so wurden 
im 1. Halbjahr 1967 Ermittlungsverfahren gegen 74 Per­
sonen, darunter 11 Frauen, eingeleitet.
Alle Ermittlungsverfahren wurden im 1. Halbjahr 1966 
vom Dezernat II bearbeitet.
Im Gegensatz dazu wurden im 1. Halbjahr 1967 Ermittlungs­
verfahren gegen 66 Personen vom Dezernat II bearbeitet.
Obwohl die anderen S Ermittlungsverfahren gegen Personen, 
-ie ihren .. ohnsitz iE Bezirk Frankfurt (Oder) haben, in 
der GesamtKriminalität statistisch nicht erfaßt sind, sol­
len sie an dieser stelle mit benannt ae.-den.
In d-r weiteren Fol e werden aiese S Personen bzw. Ermitt­
lungsverfahren nicht mehr berücksichtigt, da sie von an­
deren Dienststellen, überwiegend außerhalb des Bezirkes, 
bearbeitet wurden.

Gelang es im 1. Halbjahr 1966 insgesamt 10 Tätern - das 
sind 13,3 % der Gesasttäter - einen vollendeten Grenz­
durchbruch n ich .estdeutschland bzw. Westberlin zu bege­
hen, so stehen im 1. Halbjahr 1967 insgesamt 13 Personen 
gegenüber. Das sind 19,7 io der Gesamttäter, ge^en die ein 
Ermittlungsverfahren .vegen Paßvergehen eingeleitet wurde.
Bei einer Gegenüberstellung zur Gesamt Kriminalität er­
gibt sion folgendes 3ild:

- II -
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G esamt -er 1 mina1i t1-11
£.510 Täter mit 
£.978 Straftaten 
gleich 97,8 $ der 
Täter unu 97,0 & 
der Straftaten.

1 . H a lb ja h r  1967

davon Paiveriehen
66 Täter mit 
89 Straftaten 
gleich 2 , 2 § der 
Täter und 3,0 % 
der Straftaten.

1. Halbjahr 1966
Gesamtkriminal it^t
£.334 Täter E i t  

2»834 Straftaten 
gleich 96,8 # aer 
Täter und 37,5 # der 
Straftaten.

davon PaJvergehen
75 Täter mit 
71 Straftaten 
gleich 3 , 2 # der 
Täter und 2,5 & der 
Straftaten.

Bei Angriffen gegen die Staatsgrenze insgesamt (Vollendung 
und Versuch) ergibt ich, entsprechend der Unterteilung
nach den einzelnen Grenzabschnitten, folgende tl b ■ersieht:
DDR - WD 29 Täter - 43,9 %

DUR - ViB £0 Tater = 30,3 %

DDR - XUste 8 Täter - 1 £,£ %
LDR — CcSR 4 Täter - 6,1 £
DDR - Rumänien 1 Täter = 1,5 %
DDR - Bulgarien Täter - 3,0 %
«d - DDR 1 Täter - 1,5 %
'HB — D_.R 1 Tater = 1,5 $

Hinsicntlioh des .-nfalles jugendl:icher und junger Täter
bis £5 Jahre ist zu verzeichnen, da£ sie tie ^ehrzahl der 
Gesacittäter oei Grenzdelikten ausmachen. Jedoch ist in den 
zj.ric fliegen-en Jahren eine Stagnation cieser Täterzahl be-
_I ~ a.0 ci 2? •
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Die nac„folgende Gegenäbe.Stellung jangei T^ter beweist
aiese Einschätzung.

1964-
14-25 Jahre 
davon
14 - 18 Jahre 
18-25 Jahre

1965

69 Täter = 71,0 $ der Gesamttäter

54 Tater = 55,0 £ der Gesamttäter
55 Täter = 56,0 £ der Gesamttäter

14 - 25 Jahre 151 Täter = 79,5 £ der Gesamttäter

14-18 Jahre 
18-25 Jahre

57 Täter 
74 Täter

1966 (1. Halbjahr)
14 - 25 Jahre 58 Täter 
davon
14 - 18 Jahre 29 Täter
18-25 Jahre 29 Täter

54,? :h der Gesamttäter 
44,8 -h der Gesamttäter

= 77|5 :h der Gesamttäter

= 58,6 % der Gesamttäter 
= 58,6 % aer Gesamttäter

1967 (1. Halbjahr)
14 - 25 Jahre 55 Täter = 80,5 der Gesamttäter
aavon
14 - 18 Jahre 
18-25 Ĵ .nre

55 T~ter = 50,0 % aer Gesamttäter 
£0 Täter = 50,5 $ aer Gesamttäter

Konzentration aer Täter
Allgemein ist einzaschitzen, aaj sich die angefallenen Tä 
rer za glei^nen Teilen aa: die einzelnen Kreise aes Bezir­
kes verteilen.

-f"!-u oemer.-ien is~, aaj aer .-_ma
1 Tater, in den Kreisen Baa F 
je 5 Tat im gering ist.

. der Kreis Beeskow mit 
;ien aide und Schwedt mit

U b 3



- IV -

Im übrigen differieren die anderen Kreise zwischen 4 - 7  
Täter. Lediglich im Kreis Bernau (10 Täter), in den Krei­
sen üisenhätzenstadt und Strausberg (10 bzw. 9 Täter) ist 
eine stärkere Konzentration bemerkbar.
Dabei ist noch hervorzuheben, daß eine starke Konzentration 
von Tätern auf bestimm-. 3 Orte nicht gegeben ist. In weni­
gen F-llen stammen 2 - 4  Täter aus eines Ort bzw. einer 
Stadt, wobei aber aie Eandlungen selbst unabhängig vonein­
ander erfolgten.

Folgende Feststellungen wurden dabei getroffen: 
aisenhüttenstadt:
jcjisenhdtnens tad t 4 Täter
Brieskow-Finkenheerd r>

C. Tät =r
Jroi—Lin~ow 1 Täter
Ziltsndorf 1 Täter
iJlllrose 1 Täter
Lawitz i<r. 27 bei 
Sisenhüttenstadt

i Täter

Bernau
Blumberg 3 Täter
Lindenberg o

C- Täter
ä rens i e Id e 1 Täter
Klosterfelde 1 Täter
GroJschönebeck -41 Täter
..erneuchen 1 Täter
Lanke b. Bernau «A1 Täter

öt rausberg
Altlandsberg 2 Täter
Frede_sdorf 2 Täter
-lincheberg 2 Täter
Dahlwitz—Hoppegarzen 1 Täter
Petershagen 1 Täter
ot rausberg 1 Täter
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Hinsichtlich der Konzentration dieser Täter auf bestimmte 
Industriebetriebe ist allgemein festzustellen, aaß insgesamt 
7 Täter im Bauwesen - davon 4 im Kreis Eisenhüttenstadt und
3 im Kreis Strausberg - tätig waren.
Insbesondere betrifft es den VS3 tfohnungskombinat 
Frankfurt (Oder), Baustelle Eisenh'ittenstadt, mit insgesamt
4 und den Produktionsbereich Strausberg mit 1 Täter.
Im Kreis Bernau und auch in allen übrigen Bereichen der drei 
benannten Kreise konnte keine Honzentration in anderen In­
dustriezweigen und sonstigen Betrieben festgestellt werden.

Erwähnenswert ist, daß in üsenh-ttenstadt in zwei Fällen 
je zwei Lehrlinge und im Produktionsbereich des WBK Strsus- 
berg ein Lehrling den Versuch unternahmen, die DDR ungesetz­
lich zu verlassen.
Festgestelit v.urd? dabei, daß die Lehrlinge selbst wenig 
Interesse an der Berufsausbildung zeigten, es im 3ereich 
Eisenh'-ttenst-.dt zu Spannungen zwischen Lehrling und Lehr­
ausbilder kam und das Elternhaus wenig Einfluß auf’die Er­
ziehung und Ausbildung der betreffenden Lehrlinge hatte.
Diese Umstände uni die Tatsache, d=.ß diese Lehrlinge laufend 
die Rundfunk- und Fernsehsender der NATO-Länder verfolgten * 
und dadurch falsche Vorstellungen vom Leben in .festdeutschland 
erhielten, bewirkten, d ß sie' sich zu dieser Handlung ent­
schlossen und auch den Versuch dazu unternahmen. Sic- glaub­
ten, dort nb=sser leben und arbeiten zu können", und beab­
sichtigten, dort zur oee zu fahren, um westliche Länder ken- 
nenz^lei'nen.

U b 3
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verfahren wegen Vorbereitung z u e  Grenzdurchbruch bzw. un­
gesetzlichen Verlassens der DDR eingeleitet wurde.
Derartige Handlungen sind dem üntersuchungsorgan nicht 
rechtzeitig bekannt geworden, und es konnten deshalb auch 
keine entsprechenden Maßnahmen eingeleitet werden.

Bei der Bearceitung der Ermittlungsverfahren mußte jedoch 
festgestellt werden, daß mehr als die Hälfte der wegen ver­
suchten Grenzdurchbruchs angefallenen Täter Vorbereitungs­
handlungen getroffen hatten.
Im einzelnen ergibt sich dabei folgende Ibersicht: 

Vorbereitungshandlungen____ Versuch________ Vollendung

Die hier erwähnten Vorbereitungshandlungen beziehen sich 
auf die Täter, die einen versuchten und zwei Täter, die 
einen vollendeten Grenzdurchbruch begangen haben.
I.icht festgestellt wurde, inwieweit die anderen 15 Täter, 
die einen Grenzdurchbruch vollendeten, Vorbereitungshand­
lungen d -zu trafen.
Die Vorbereitungshandlungen bestanden insbesondere dari.;, 
den Verlauf der Staatsgrenze auf Reise- und Verkehrskarten 
sowie Atlanten zu studieren un^ Teilskizzen vom geplanten 
Durchbruchsort anzufertigen.
Des weiteren wurden der Grenzverlauf und die Postenbewegung 
an *-rt und Stelle beobachtet, um einen günstigen Durch­
bruchsort zu ermitteln.
In 5 Fällen bedingen 5 Täter in Vorbereitung eines Grenz— 
durchbruchs strafbare Handlungen. 2s wurde ein LKW entwen­
det, ein ?£.» versucht zu entwenden sowie Bargelddiebstähle 
begangen. Zv.ei Täter aus dem Kreis Seelow erschlichen sich, 
in der Absicht, die DDR über die CSSR nach Westdeutschland 
zu verlassen, eine Reisegenenmigung in die CSSR und konn-

32 49 17
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tea dort bei dem Versuch, die Grenze in üheb nach Y,D au 
über chreiten, gestellt .erden.
Sin Täter stellte sich in Vorbereitung seiner Handlung 
einea "Gifttrunk" in seiner Wohnung her, um sich vor oder 
bei einer evtl» Festnahme durch die Grenzsicherungskräfte 
vergiften au können. In 1/4 Liter nasser kochte er etwa
15-20 Minuten Tabak von et*a 20 Zigaretten ab und füllte 
diese Flüssigkeit in ein Reagenzglas. Bei der Festnahme 
konnte dieser "Trunk" sichergestellt werden.
In seiner Vernehmung gibt er an, selbst auf diesen Gedanken 
gekommen zu sein.

Zeitspanne vom Entschluß bis z^r Durchführung der Handlung

Bei den Untersuchungen und dem Aktenstudium konnte festge­
stellt werden, d^ß bei mehr als 50 vS aer Täter spontan der 
Entschluß zum Gren-durchbrach gefaßt wurde. Anlaß waren über­
wiegend Auseinandersetzungen in der Familie oder im Arbeits- 
kclle'rctiv, Beeinflussung durch Rundfunk und Fernsehen so.-.ie 
Abenteuerlust.

Bei insgesamt 36 Tätern kam es am Tage des Entschlusses auch 
gleichzeitig zu Vorbereitungs- und Versuchshandlungen.
Sine längere Zeitspanne vom Entschluß bis zur Tatdurchführun.; 
lag bei 17 Tätern vor. Es konnten dabei Zeitspannen von 3 
Tagen bis zu 4 Senaten festgestellt werden. Während dieser 
Zeit rL.cen diese Täter überwiegend zie bereits genannten 
Vorbereitungshandlungen getroffen und, soweit es sich um 
Gruppentäter handelte, mehrmals über den Handlungsablauf Ab­
sprachen geführt sowie auch »erkz-euge beschafft.

Ausgehenc von den Einlassungen der Täter und den Tat- bzw. 
Festnahsezeiten ist einzuschätzen, düß diese Straftaten über­
wiegend in der Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr begangen wurden.
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Als Gr r..ne e für die gewählte Zeit führ’: die Mehrzahl der 
Täter an, daß sie die Dunkelheit günstig für einen Grenz­
durchbruch halten und bei den Grenzsicherun^scrganen eine 
nachlässigere Kontrolle uni «achsaakeit vermuten.
Aus diesen Srvfägungen reisten auch m;-hr als die Hälfte der 
Täter, je nach lestgelegtes Durchhrachsort. zu einem sol­
chen Zeitpunkt vom .*ohnert ab, um zum Zeitpunkt der Dunkel­
heit in der Nähe des Grenzgebietes einzutreffen.
Ch rakteristisch ist, d.;ß fast alle i’äter uie letzten Kilo­
meter bis ins Grenzgebiet zu Fuß zurücklege:: wollten. Dazu 
.vurden Nebenstraßen, «aid-, »iesen- and Feldwege benutzt.

Gre nzaufklärjng
Aktive Grenzaufklärung -n der Staatsgrenze, insbesondere 
in der Hauptstadt der DDR, Berlin* nahmen 15 Täter vor. »ei­
tere 15 Tater verschafften sich an Hand von Heise- und Ver­
kehrsgarten so-ie Atlanten einen Überblick über den Verlauf 
der Staatsgrenze und legten dabei annähernd den Durchbruchs­
ort, zumindest aber den Bereich, fest, in dem sie den Ver­
such unternehmen wollten-,
3 Täter wählten einen Ort ia Grenzgebiet, in dem sie früher 
einmal wohnten bzw. sich eine längere Zeit aufgehalten hat­
ten.
In eine" Falle war eine Verbindungsaufnahme in iIsenburg 
geplant i- der Hoffnung, dGrt weitere Hilfe und Unterstüt­
zung zu bekommen. Zur Verbinaungsaufnahme kam es nicht.
Die Aehrzahl der Täter hatte keine klare Vorstellung vom Ver­
lauf, der Beschaflenheit, der 3-festigung und der Bewachung 
der Staatsgrenze der DDR. cie entschieden sien trotzdem für 
einen Verbuch und wollten b-nn an Ort und Stelle auftclärc-n 
und festlegen, -ie das Vorhaben za verwirklichen ist. 
Hervorzuheben ist, daß nur in zwei F_Ilen zwei Täter über 
die beabsichtigte Eanelung zu ;naeren Personen gesprochen v
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In eines F~lle handelte es sich um die Mutter des Beschuldig­
ten. Sie setzte die Voi. ispolizei in Kenntnis. Uer Beschuldig­
te konnte daraufhin in der Nähe des »ohnortes festgenommen 
werden.
In allen anderen Fällen wurde Stillschweigen bewahrt, weil 
cie Angst bestand, verraten zu werden, es konnte nicht fest­
gestellt werden, daß Täter mit Rückkehrern, Zuzügen, Angehö­
rigen oder ehemaligen Angehörigen der Grenzsicherungsorgane 
Kontakte aufgenommen oder Gespräche in der Absicht, Hilfe 
und Unterstützung zu erhalten, geführt hatten.
Gleichfalls ..urden keine Briefverbindungen zu Personen, aie 
die DDR gewaltsam oder ungesetzlich verlassen haben und an­
deren Personen aus V/D, ..3 und dem Ausland bekannt, die auf 
eine Hilfe oder Unterstitzung bei einem Grenzdurchbruch hin- 
weisen.

Alkoholische Beeinflussung
In i_sgesamt 8 Fällen v.urae die Bntschlußfassung und auch de: 
Versuch, aie DDR ungesetzlich zu verlassen, unter Binwirkung 
alkoholischer Getränke vorgenommen.
Zu erwähnen ist, da£ ein Täter so stark unter Alkoholeinfluß 
stand, a;.ß er sich kaum an den Tafchergang erinnern konnte.
Bei weit sehr als der Hälfte der Täter ist zu verzeichnen, 
aaß sie in ihrer Freizeit oft und erheblich _em Alkohol zu- 
screchen und eine- äußerst unmoralischen Lebenswandel fdhren. 
Im Charakter sind sie haltlos und in ihrer Einstellung labil.

Werkzeugs und Hilfsmittel
Von insgesamt 13 Tätern ..urden zur Begehung der geplanten 
una versuchten Straftaten .ferkzê ge mitgef'ihrt. ..eitere 2 
Täter beabsichtigten, sich im Grenzgebiet ..erkzeuge zu kau­
fen bzw. zu beschaffen. Vorgesehen war, aamit die Gr^nzsiche— 
rungsanla^en zu beschädigen, um das Überwinaen derselben zu
en _ic nt em. - XI - Vop'Q
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Zwei Täter wollten sich mit Messern zur Wehr setzen, falls 
von den Grenzsicherungskräften Hunde zur Verfolgung und 
Festnahme eingesetzt worden wären. Ein Vorgehen gegen die 
Grenzsicnerungskräfte bzw. sich mit otich- und Hiebwaffen 
einer Festnahme zu entziehen und gewalttätig zu werden, wird 
von allen Tätern in Abrede gestellt.
Als weitere Hilismittel und zur Orientierung wurden Landkar­
ten und Skizzen sor.ie in eines Falle ein Feldstecher mitge­
führt.
Im einzelnen wurden folgende ..erkzê ge und Hilfsmittel mit­
geführt :

- Kneifzangen
- Kombizangen
- K-chenmesser
- Fahrtenmesser
- Feldstecher
- Schwimmflossen
- Land-, Reise- uni Verkehrs
- Atlanten und Skizzen

Ursachen und begünstigende Umstände
Ebenfalls wie im Jahre 1956 festgestellt, ergibt sich a-ch 
jetzt, d.ij die äotive und Beweggründe der meisten Täter Aus­
druck ihrer eigene- Haltlosigkeit sind. Hinzu kommt, daß in 
vielen Fällen die Rundfunk- und Fernsehsendungen westlicher 
Länder abgehört uni eine ideologische Beeinflussung der Täter 
bewirkt .urde. Außerdem war in vielen Fällen zu verzeichnen, 
daß zie Fasilienverhältnisse sehr angespannt waren und Aus­
einandersetzungen im Arbeitskollektiv erfolgten.

Eine wesentliche Rolle spielte der Alkchclgenuß una die Tat­
sache, da.'; besonders jugendliche Täter Verbindungen zu labil 
eingestellten Personen hatten, siez von diesen beeinflussen 
ließen und sich nach der Arbeitszeit umhergetrieben haben.

- sowie .<änd . rkarten
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Obwohl etwa die Hälfte der Täter gesellschaftlichen Or­
ganisationen angehörten, leisteten sie keine gesellschaft­
liche Tätigkeit, und der Einfluß gesellschaftlicher Kräfte 
war nicht gegeben.

las einzelnen gliedern sich aie l>iotive wie folgt auf; 
Beeinflussung durch
Hundfunk und Fernsehen 7 Täter
Abenteuerlust 8 Tater
Auseinandersetzungen
in der Faailie 16 Täter
Auseinandersetzungen
iE Kollektiv 8 Täter
zu Angehörigen 4. Täter
Angst vor einer zu
erwartenden Strafe 7 Täter
negative Einstellung 1 Tater
Entziehung zur Wehrpflicht 2 Täter
nijht gê rl̂ rte bzw.
festgesteilte Motive 13 Täter

Nicht giki-rt »urden aie kotive der Täter, denen der Grenz­
durchbruch nacn »estberlin dz.-. »Westdeutschland gelungen ist 
Zu den angeführten Motiven ist weiterhin zu sagen, daß in 
mehreren F-llen mehrere dieser ..oaente zusaasienfailen.
Das soziale U.ilieu, verbunden ait der eigenen Haltlosigkeit, 
soll an r inen Beispiel v. r_ = .̂ tlioht werden.

Der - e f c n u l d i h a t  seinen Vater,
. csT.chl er ehelich geboren warne, nicht kennengelernt 
am Tsarae Nber.-.iegend von seinen Großeltern erzogen.
Ir ..̂ r sich oft selbst ..birlassen uni setzte ständig
 ̂ in. 0 ■ a ä 0n xi ~ "»■ ~ 3 n 'Sii ii •
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Trotzdem er in der Folgezeit oei seiner Lutter und des 
Stiefvater wohnte, wurde der elterliche Einfluß nicht wirksam. 
In keiner ..eise beichtete er die gegebenen Hinweise und zeig­
te auch keine gute Arbeitsmoral. Das führte dazu, da.3 er be­
reits im Jahre 1356 erstmals die DDR illegal verlassen hat.
Im Jahre 1357 zurückgekehrt, verließ er 1956 nach einer be­
gangenen Straftat abermals die D̂ -R und kam 1359 zurück. In 
Westdeutschland selbst wurde er in 3 Fällen wegen Eigentums­
delikten gerichtlich zur Verantwortung gezogen. Der Beschul­
digte ist sehr dem Alkohol verfallen und verursachte dadurch 
Fehlschichten in seinem Betrieb. Trotz Bekanntsein dieser 
•Tatsache blieb die erzieherische ..irkung des Arbeitskollektivs 
aus und er war sich zum größten Teil selbst überlassen. Auch 
durch die eingegangene -he verbesserte sich sein Verhalten 
nicht. Gierig H;Ch licohol, entwendete er seiner Ehefrau 
700,- ... der Jahresauszahlung, entfernte sich von zu Hause und 
gab das Geld für sich persönlich aus. Auf Grund der Drohungen 
seitens der Ehefrau, sich von ihm sc:.eiaen zu lassen, versuch­
te er erneut, -ie D_R ungesetzlich zu verlassen.

Persönlichkeit der Täter 
Altersmäßige übersieht

14 - 18 J.__19-21 J
33 9

ocziile Z usa:-.r.enset2un  ̂der Täter:

_s waren zum Zeitpunkt der '̂'at folgende soziale Zusammen­
setzungen feststellbar:

22 ungelernte Arbeiter
17 gelernte Arbeiter
18 Lehrlinge

- XV-
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2 Angestellte 
2 Intelligenz
1 selbständig
1 Hausfrau
1 Beniner
2 Schüler

Auffällig ist, daß der ~n;eil von Arbeitern etwa die Hälfte 
aller Täter ceträgt. Oegeuüber 1966 i t festzustellen, daß 
sich besonders -ie ^nzahl der Lehrlinge und der Täter im Al­
ter von 14-18 Jahren erheblich*erhöht hat.
Aroeitsplätze
^s waren tätig:

13 Täter in der sozialistischen Industrie
14 Täter im Bauwesen
14 Täter in der -Landwirtschaft

1 Täter im Handel
1 Täter im Transport- und Verkehrswesen
2 Täter in der privaten .Wirtschaft
r\C. Täter Ang;bstellte
1 Täter S6ibstänaig
1 Täter aus dem GBsundheitswesen

11 Täter aû anderen Bereichen
oC Täter ohne Arbeit
1 T-ter SS u.sfrau
o Täter ochüler

ocn-»llscne «antwic klang:
Jie Analvse der Täter ergab, daß etwa die 
aen öchulabscnlu^ der 6. Klasse besitzen, 
te fe^tgestellt werden, daß

2 Täter die 10. Klasse
2 Täter die 9. Klasse
5 Täter die 7- Klasse

Hälfte der Täter 
Ins einzelnen konn-

- XV -
1 Kooi® BStÜ
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6 Täter die 6. Klasse
1 Täter die 5. Klasse
2 Täter die 4-. Klasse

absolvierten.
Insgesamt 8 Täter besuchten die Sonderscnule und erreichten 
hier das Ziel aer 7., 6. und 5. Klasse.
Bei dieser Aufstellung sind die 13 vollendeten Grenzdurch- 
brl.che nicht berücksichtigt.

Von den angefallenen Tätern wohnten bis zur Tatzeit in der 
elterlichen ..ohnung 32 Täter. Eine eigene .V ohnung hatten 20 und 
eine gemeinsame eheliche .«'ohnung bewohnten 10 Täter. Sin Täter 
war bei der Großmutter wohnhaft, 2 Täter waren im Lehrlings- 
wohnheim, 1 im Aibeiterwohnheiia wohnhaft und 1 Täter war im 
Jugendwerkhof untergebracht.
Fast alle Täter sind im Elternhaus aufgewachsen und erzogen. 
Fünf Täter sind in Kinderheimen, Spezialkinderheimen und Jugend­
wohnheimen aufgewachsen.
Sechs weitere Täter waren zeitweilig wegen strafbarer Handlun­
gen und _i.rziehungsschwierigkeiten in Jugendwerkhöfen unt.rge­
bracht.

- XV -

Familienstand der Täter
Ledig ohne Kind 
Ledig mit Kind 
Verheiratet mit Kind 
Verheiratet ohne Kind 
Geschieden mit Kind 
Geschieden ohne Kind

49 Täter 
2 Täter 
6 Täter 
4 Täter
4 Täter
1 Täter

Vorstrafen
einmal z.veitnax areimaa mehrmals
11 Täter 3 Täter 1 Täter

1 Kooiajävon ein^cniägig voroestraft sind insgesamt 8 Tate^. 3

- XVI
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Der Anteil an Errtzuz^gen ist sehr gering. Insgesamt handelt 
es sich um 3 Täter, die 1957, 1958 und 1959 aus Westberlin 
bzw. Westdeutschland zugezogen sind.
D=r Überblick oei Rückkehrern ist wie folgt:

Vor 1961_______ 1961________ 1962_____ 1963_____ 1965 1966
3 1 1 1 1 1

Zu verzeichnen ist, da3 gegenüber 1966 die Gruppenverbrechen 
bei Grenzdelikten zurückgegangen sind.
Nachstehende Übersicht verdeutlicht diese Feststellung:

Alleintäter_______ 2 weiergruppe_______ Dreiergruppe
44 16 6

Erziehung der Täter
Zu 90 £ etwa sind alle Tater im Elternhaus erzogen worden, wo­
bei es nur in enigen Fallen ernsthafte Erziehungsschwierig- 
keiten gab. Auffällig ist, daß in den meisten Fällen die Er­
ziehung der Mutter allein oblag. Sie erstreckte sich dann aber 
auch nur auf eine teilweise Kontrolle der Schularbeiten und 
der Freizeitgestaltung. ..eit Uber die Hälfte aller Täter haben 
einen Stiefvater bzw. sind ohne Vater aufgewachsen. Oft kaa es 
in diesen Elternhäusern zu Auseinandersetzungen, weil der Stief­
vater als Erziehungsberechtigter nioht anerkannt wurde und zum 
größten Teil auch eine recht labile Haltung einnahm. Allein 
die Mutter wurde nioht respektiert, und es zeigte sich, daß 
die Tater n ch der ^ohulentlassung mit ihrer Freizeit tun und 
lassen kennten, was sie wollten.
Bei der Analysierung -urde festgestellt, daD mindestens 30 Tä­
ter fast st -Indig Programme des Westfernsehens und auch west­
liche Radiosendungen hörten. Dominierend war die Beatmusik, 
Krimi-, Abe„teuer- unu .Yild.vestfilme.
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Es wurden aber auch die "Tagesschau" und andere politische 
und Eetzsendungen gesehen, um sich eine "eigene Meinung" zu 
bilden.
Als typisch mußte festgestellt werden, daß es zwischen den 
Eltern und den Tätern, auch zwischen den Eheleuten, keine poli­
tischen Gespräche gab. Die staatspolitische Erziehung während 
der Scnul- und Ausbildungszeit war zu 90 % der schule und dem 
Lehrbetrieb überlassen.
In vielen Fällen haben die Eltern gemeinsam mit den Jugend­
lichen bzw. jungen Tätern V.estf ernsehprogramme angesehen. Poli­
tische Auseinandersetzungen gab es jedoch im Anschluß daran 
nicht. Bis auf drei Fälle war bei den insgesamt 10 verheirate­
ten Tätern ein geregeltes und normales Eheleben zu verzeich­
nen. J-doch uc._ hier war es typisch, daß gemeinsam die West­
programme gesehen wurden, ohne sich politisch auseinanderzu­
setzen.
Allgemein konnte festg-stellt werden, daß die Mehrzahl der 
häuslichen Situationen ungeregelt war. Es kam zu Auseinander­
setzungen, zu Tätlichkeiten, es wurde stark dem Alkohol zuge­
sprochen und in einen Falle kam es zu einer versuchten Unzucht 
durch len Stiefvater.
Alle diese Umstände und hinzukommende Auseinandersetzungen 
im Betrieb wegen sc^le^hter Arbeitsmoral, in wenigen Fällen 
sogar Bummelei, Alkoholgenuß und einer äußerst ungenügenden 
politischen Einstellung zur DDK, wirkten sich begünstigend auf 
die Handlungen der Täter aus. Es zeigt sich eindeutig, daß die 
politisch-ideologische Diversion einen erheblichen Anteil an 
.liese besondere und gefährliche Kriminalität hat.

Freizeitgestaltung
Obwohl 34 Täter einer gesellschaftlichen Organisation ange­
hören, war festzustellen, daß sie keine organisierte oder 
sinnvolle Freizeitgestaltung hatten.

- XVIII
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Besonders bei den jugendlichen und jungen Tätern bestanden 
die Eobbys darin, flotte Musik zu hören, wozu eben auch die 
Westsender gehörten. Eervorzuheben ist dabei die Beatmusik.
Bei den Vernehmungen wird immer wieder erklärt, daß kein 
Interesse an einer politischen und aktiven gesellschaftlichen 
Tätigkeit besteht. FDJ-Mitglieder erklären, "im Betrieb oder 
Wohngebiet ist ja nichts los”. Eigeninitiative wird jedoch 
se3.bst von keinem Täter aufgebracht.
Eine teilweise politisch-gesellschaftliche Tätigkeit wurde 
von den Tätern ausgeübt, die als Lehrling in einem Betrieb 
tätig waren bzw. in der angeschlossenen BBS und im Lehrlings­
wohnheim untergebracht .\urden.
Ansonsten war es typisch und charakteristisch, daß sich be­
sonders die jungen Täter in der Freizeit ziellos umhergetrie­
ben, an den Straßenecken umherstanden oder sich in Gaststätten 
aufhielten.
Von allen 66 Tätern ist keiner politisch oder gesellschaftlich 
aktiv in Erscheinung getreten.
Es konnte festgestellt werden, daß ein positiver gesellschaft­
licher Einfluß auf diese Personen ni:ht gegeben war.

Die Zugehörigkeit zu Massenorganisationen schlüsselt sich wie 
folgt auf:
FDGB 23 Täter
FDJ 14 Täter
DSF 1 Täter
GST 7 Täter
DAV 3 Täter
Dynamo 2 Täter
DHE 2 T>ät e r
DToB 2 Täter
VKSK (Tauben) j*i Tater
FF 1 Täter

- XIX -
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Insgesamt organisiert sind 36 Täter, nicht organisiert 
30 Täter.

Bestehende Kontakte
Insgesamt 20 Täter haben Angehörige wie Eltern, Geschwister 
und andere Verwandten in Westberlin und Westdeutschland und 
standen zum Teil selbst mit diesen in Briefverbindung.
In einem Falle waren Verwandte aus Westdeutschland zweimal
- im Jahre 1963 und 1966 - besuchsweise in der DDR.
Es konnte nicht festgestellt werden, daß Täter, um die DDR 
zu verlassen, Verbindung zu ihren Verwandten ausgenommen 
und um Unterstützung gebeten haben.

V erdienst
Die Verdienstspanne der Täter liegt zwischen 75,- bis 700,- M.
Im einzelnen ergibt sich dabei folgender überblick:
Unter 100,- M 9 Täter (Lehrlinge)
bis 300,- iA 14- Täter (z. T. Lehrlinge)
bis 400,- M 9 Täter
bis 500,- II 6 Täter
bis 600,- M 5 Täter
über 600,— 2*i 4 Täter
ohne Verdienst und Arbeit 6 Täter

Untersuchungstätigkeit des Dezernates II und Schlußfolge­
rungen______________________________________________

Bei der weiteren Bearbeitung von Grenzdelikten und zur Er­
füllung der uns gestellten Aufgaben zur Gewährleistung einer 
hohen Ordnung una Sicn.-rheit sowie der Organisierung einer 
planmäßigen vorbeugenden Tätigkeit auf diesem Gebiet ist es 
erforderlich, die gesamten rrmittlungs— und Aufklärungs­
arbeiten weiter zu verbes ern un„ alle Verfahren mit hoher
,ua_itrt aozuscni-ie-ien

Kopi&
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Bisher wurden dazu noch nicht alle Möglichkeiten genutzt, 
und z u e  ü?eia »ird die Gefährlichkeit dieser speziellen Kri- 
minalitätser^cfceinung unter den heutigen gesellschaftlichen 
Bedingungen noch unterschätzt.
.Die erhobenen Forderungen und Grundsätze der '-Gemeinsamen 
Anweisung über die Bearbeitung von .--.--griffen gegen die 
Staatsgrenze der DJB vom 1. 7. 65" sind in Zukunft Konsequen­
ter und gewissenhafter durchzusetzen.
-ehr a_s bisher ist weiterhin aie politisch-ideologische Di­
version herauszuaroeiten.
In vielen Fällen wird aas Westfernsehen zwar in den Verneh­
mungen erwähnt, jeaoch nioht bis ;'n die Tiefe untersucht. 
es isc auc:_ herauszuarbeiten, welche Sendungen mit welchem 
politisch-hetzerischen Inhalt gesehen und welche Schlußfol­
gerungen daraus gezogen wurden. Warum wurden solche Sendungen 
gesehen?
Es kommt darauf an, zu erfahren, wo und unter Beteiligung 
welcher Personen solche Sendungen gesehen werden, welche Mei­
nungen und Diskussionen gibt es dabei?
In jedem Fall wurden aie Kollektive in die Aufklärung der 
Straftat einbezogen. Jidocfc ist festzustellen, daß das Binzel- 
v-.-rf-.hren nioht im genügenden l.laße zum Anlaß genommen wurde, 
im Kollektiv ideologische Auseinandersetzungen zu führen mit 
dem Ziel, uiese gefährliche Art der Kriminalität zurückzu— 
oränge„ und prophylaktisch wirksam zu werden, 
l.ioht nur der reine Sachverhalt, sondern die ideologischen 
Zusammenhänge oind von den Kollektiven darzulegen und zum 
Gegenstand dieser Zusammenkünfte zu machen.
Die Frage d^s ideologischen Zustandes des Kollektivs und die 
Arbeit geseIlsoh,.ftlioher Organisationen .urde bisher nicht 
angesprochen.
In keinem Fall ist es dem Untersuchung.- organ gelungen, Vorbe­
reitungshandlungen aufzudecken und bereits in aiesem Entwick­
lung Stadium »irksaa zu werden.

- .Ol -
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Auch du-cn die Dezernate I ur.c 7 sind dazu bisher kaum Hin­
weise gekommen. Obwohl das Dezernat 1 auf verschiedenen Ge­
bieten mit guten Ergebnissen, u. a. auch im Bauwesen, aufwarten

solcher Straftaten, insbesondere der dazu notwendigen Voroe

eher Teil der Täter im Bauwesen und in anderen Großbetrieben 
tätig ist.

- Festgestellt werden konnte, daß mehrere Täter zwei-, drei- 
und mehrfach, zum Teil sogar einschlägig vorbestraft sind. 
Keiner dieser Täter unterlag einer Kontrolle nach 9/6.
Es w_.re zu prüfen, ob bei _olchen Personen, die wegen einer 
solchen otr.ftat zweimal vorbestraft sind und bei solchen, 
wo der begründete Verd.cht eines erneuten Versuches besteht, 
die Einleitung einer Kontrolle nach 9/6 von Vorteil wäre. 
D_reh diese Maßnahme könnten Vorbereitungshandlun an er­
kannt und Versuche vernindert werden.

- Die kehrzahl der Täter sind jugendliche und junge Peiconen. 
In Auswertung dieser Verfahren und gleichermaßen vorbeu­
gend, gibt es hier f_r das Arbeitsgebiet VII, in Verbin­
dung mit anderen staatlichen Organen und Institutionen, 
ein .iebtiges Betätigungsfeld.

- _>urch gründliche und planmäßige üntersuchungstätigkeit bei 
allen Straftaten missen bereits geplante und vorbereitete 
G.en^angriffe erkannt und verhindert werden.
Das trifft ac . besonders für das _ezernat III bzw. die 
Kommissariate III der VPKÄ zu.

- Es sollte zu. Praxis jedes Kriminalisten erden, bei allen 
Ermittlungen uni .'-rnehmungen zu prüfen, inwieweit die an­
gefallenen un~ aucG andere Personen sich mit dem Gedanken

kann, sollte doch auch intensiver als oisher auf die Aufdeckung
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eines Grenzdurchbruches tragen oder bereits Vorbereitungs­
handlungen getroffen haben.

- Sine wesentliche Holle una Bedeutung kommt den SV-Komman- 
aos zu. Eier ist intensiver als bisher auf die Bewußtseins­
bildung einzuwirken. Durch Gespräche ist in Erfahrung zu 
bringen, welcne r^äne für die Zukunft bestehen. .Vird be­
kannt, daß sich zur Sntlastung kommende Personen mit dem 
Gedanken tragen, in das Sperrgebiet oder dessen Nähe ein­
zureisen, sollte die zuständige .-.bteilung Kriminalpolizei 
informiert werden.
Bei verschiedenen Tätern trat in Srscheinung, daß sie 
trotz der Haftzeit den Gesamtplan nicht aufgegeben haben 
und sich bereits in der Haft mir dem Gedanken, die DDR zu 
verlassen, tragen. Darauf sollte mehr geachtet und ent­
sprechende Hinv.eise gegeben werden.

- Bei der ..iedereingliederung der aus der Haft entlassenen 
Personen sollte sich der Rat des Kreises, Abteilung Inneres, 
nicht nur um die Beschaffung einer «ohnung und Arbeits­
stelle kümmern, sondern auc.. prüfen, ob die «Vohnung bezo­
gen un- die Arbeit aucn aufgenommen wurde.

- Sin Täter wurde, aus der Haft entlassen, gleich wieder straf­
fällig, ohne die Arbeit ausgenommen zu haben. Gleichfalls 
sollte in Abstänuen mit dem Arbeitskollektiv Verbindung 
gehalten una mit dieser Person gearbeitet werden. Der ge— 
sellsch ftliche Einfluß muß mehr ..irksam werden. Das trifft 
ebenfalls für d^s Referat Jugendhilfe bei der Abteilung 
Volksbildung zu.

- Intensiver als bisher sinh die Haftentlassungen aui*ch die 
bekannten Institutionen, in Verbindung mit dem SV—Kommando, 
der Arbeitsstelle bzw. dem Kollektiv und dem Elternhaus 
bzw. der Jamilie vorzubereiten, um erneute Straftaten zu 
verhindern un_ vcroeugena wirksam zu werden.

fKopi« 8ötU i AB 3



Bezirksbehörde der Volkspolizei
- F r a n k f u r t  (Oder) - -, den 24.01.19&8
Abteilung £ - Dezernat II

I

A n l a g e  IV

Abschnitt I

In der Vorberichtszeit sind im Bezirk 14 EY mit 18 
Täter:, angefall er., wobei der Kreis Strausberg einen 
absoluten Schwerpunkt bildete. Die letztgenannten EY 
und Täter verteilten sich auf S Kreise des Bezirkes.

In 2. Halbjahr 1967 wurden in den Kreisen Bernau und 
Bisenhüttenstadt keine Straftaten wegen Vergehen nach 
§ S Paßgesetz festgestellt bzw. ermittelt.

Kopis B9&

1. In der Berichtszeit sind im Bezirk 14 EV mit ]? Tätern 
angei'ailen bzw. festgestellt worden.
Die benannten EV und Täter verteilen sich auf 6 Kreise 
des Bezirkes, wovon die Kreise Fürstenwalde mit 6 und 
Frankfurt (0) mit 4 Tätern den Schwerpunkt bilden.
Im Gegensatz zur Verberichtszeit ist in den Kreisen 
Fürstenwalde ur.d Frankfurt (0) ein Anstieg und im 
Kreis Strausberg ein wesentlicher Rückgang festzustel­
len.

A n a 1 y s e
der Angriffe gegen die Staatsgrenze und des ungesetzlichen 

Yerlassens der DDR für das 2. Halbjahr 1967
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Eine Konzentration der Täter auf bestimmte Arbeits­
stellen und Wohnorte konnte in der Berichtszeit nicht 
festgestellt werden.
Lediglich in Frankfurt (0) schlossen sich 3 Täter zu­
sammen und überquerten gemeinsam die Oder und begaben 
sich in die YB Polen.
In Pürstenwalde bereiteten 2 Täter gemeinsam einen Grenz­
durchbruch vor. 3eide waren Lehrlinge in einem Betrieb 
und gemeinsam in ein und derselben 333 tätig.
Diese Täter schlossen sich auf Grund gemeinsamer Inter­
essen zur 3egehung der Straftat zusammen.
Alle übrigen Täter handelten unabhängig voneinander.

Entsprechend des Anfalles der o.g. Straftaten kann ein­
geschätzt werden, daß zur Vorberichtszeit eine Stagnation 
zu verzeichnen ist.

Die nachfolgende Aufstellung beweist diese Feststellung,

a) Berichtszeit:

Anfall Täter Vorbereitung Versuch Vollendung
14 EY 17 4 2 11

Kreis Täter Vorbereitung Versuch Vollendung
Angera. 3 — — 3
Ebersw. 1 — 1 —
Pfo. 4 1 — 3
Fürstenw. 6 3 — 3
Seelow r\c. - 1 1
3trausbg. 1 — — 1

Kopie EStU * 
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b) Vorberichtszeit:

Anfall Täter Vorbereitung Versuch Vollendung
1 4  EV 18 1 2 15

Kreis Täter Vorbereitung Versuch Vollendung
Angerm, 1 — — 1

Bernau 3 1 — 2

Bbersw. 1 — 1 —

Eisenh. 1 — 1 —

Ffo. 2 — — 2

Pürstenw. 2 — — 2

Seelow 3 — - 3

Strausb. 5 — — 5

Positiv ist, daß gegenüber der Vorberichtszeit mehr Vorbe­
reitungshandlungen aufgedeckt wurden*
Vollendete Straftaten werden nacn wie vor am häufigsten 
im Bezirk festgestellt« Jedoch ist hier zur Vorberichts- 
zeit ein Rückgang festzustellen.
In der Vorberichtszeit haben 13 Personen zum Teil über das 
sozialistische Ausland die DD3 ungesetzlich nach WD und WB 
verlassen. Mit der Eisenbahn sind 2 Täter ungesetzlich ein­
gereist.

Im 2. Halbjahr wurden im 3ezirk 4 Täter festgestellt, die 
die DD3 ungesetzlich nach WD bzv;. WB verlassen haben. Die 
übrigen 7 Täter hatten die Grenze zur V3 Polen überschrit­
ten, konnten festgenommen und den Sicherheitsorganen über­
geben werden.

Kopie BStÜ 
AR 3 J
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2. Die Bearbeitung der Verfahren erfolgte fast ausschließ­
lich durch das Dezernat II der BDVP. Dazu folgende Über­
sicht:

a) Vorbereitungshandlungen: 3 SV mit 4 Tätern
eigene Kräfte 

Die Bearbeitung erfolgte durch Arbeitsrichtung II

b) Versuch GD: 2 SV mit 2 Tätern
eigene Kräfte 

Die Bearbeitung erfolgte durch Arbeitsrichtung II

c) Vollendete GD: S EV mit 10 Tätern
eigene Kräfte 
1 EV mit 1 Täter MfS

Von den 8 SV mit 10 Tätern wurden
7 SV mit 7 Tätern durch Arbeitsricht. II und
1 EV mit 3 Tätern durch " III

bearbeitet.
Die Bearbeitung durch die Arbeitsrichtung III erfolgte, 
weil die Umstände der Tat und auch die Täterpersönlich- 

£  keit eine Inhaftierung nicht gerechtfertigte, es sich
) um jugendliche Täter handelte und nicht § S Paßgesetz,

sondern die Y0 zum Schutze der Staatsgrenze zur Anwen-

3. Gegei. insgesamt 14 Täter wurde vom zuständigen Kreisgericht 
Haftbefehl erlassen.
«egen Vorbereitung zum GD gegen 4, wegen Versuch gegen
2 und wegen Vollendung gegen 8 Täter. Gegen 3 Täter wurde 
kein Haftbefehl erlassen.

4. Bei zwei Tätern konnxe der Weg des ungesetzlichen Verlas- 
sens der DDR während der Berichtszeit nicht ermittelt wer­
de..



Aus der Vorberichtszeit konnte bei einem Täter der Weg 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR festgestellt wer­
den.

5. Nachstehende Gegenstände wurden aufgefunden und beschlag­
nahmt, die für die Tat Verwendung fanden bzw. vorgesehen 
waren:

a) Vorber eit ungshandlungen: 2 Kartenteile
b) Versuch: 2 Fahrkarten

1 Fahrrad, unber.benutzt
1 Motorrad » ”

c) Vollendung: -reine Gegenstände

6. Zusätzlich wurden nachfolgende Straftaten geklärt:
1 Einsteigediebstahl § 242, 243 StGB
1 Diebstalil § 242 StGB
2 un'oerecht. Benutzen von
Kfz und Fahrrädern § 1 d.VO

7. Durch die Arbeitsrichtung II wurden keine Vorbeugungs­
gespräche geführt.
Von den Arbeitsrichtungen I, III und VII wurden keine 
Vorbeugungsgespräche gemeldet. Es besteht diesbezüglich 
keine Meldepflicht.

E. './egen unberechtigtem Aufenthalt bzw. Zeitüberschreitung 
nach PaJgesetz/Pafiverordnung vrurae kein EV eingeleitet.

Abschnitt II

1. In der Berichtszeit -wurden im eigenen Bezirk insgesamt 
46 LV mit 5C Tätern bearbeitet und abgeschlossen. An die 
Bezirksverwaltung des MfS wurden 4 EV mit 7 Tätern zur 
Bearbeitung übergeben$ diese EV und Täter werden nachfol-
gend nicht berücksichtigt.

Kopie EStu
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Gegenüber der Vorberichtszeit ist ein merklicher Rückgang 
dieser Straftaten, besonders bei versuchten und vollende­
ten Handlungen zu verzeichnen« Die Anzahl der festgestell­
ten Vorbereitungshandlungen hat sich erhöht.

Die nachfolgende Aufstellung soll die positive Entwick­
lungstendenz veranschaulichen.

a) Berichtszeit:

Kreis Täter Vorbe-
reitg.

Versuch Voll­
end.

Bei­
hilfe

Mä. Fr.

Angerm« 6 JL 2 3 — 5 1
Bernau 3 — 3 — — 3 —
3e, skoTT 1 — 1 — — 1 —
Ebersw. 7 — 7 — — 7 —
Eisenh« 2 - 2 — — 2 —
Pfo. 8 1 3 3 1 6 2
Freienw. Q — 3 — — 3 -
Pürsten?/. 7 s 1 3 — o
Seelow 8 — 7 1 — 8 —
Strausbg« 5 — 4 1 — 3 2 /
Ges« 50 5 33 11 1 43 7

b) Vorberichtszeit:

Kreis Tat er Vorbe—
reitg.

Versuch Voll­
end«

Eäi- Fr.

Angerm. 1 0 — 9 1 10 -
Bernau 10 1 7 2 7 3
Ebersff. 5 - 5 — 4 1
Beeskow 1 - 1 — 1 —
Eiseh. 9 — 9 — 9 —
Pf o 4 — 2 2 4 —
Fürstenw« 7 — 5 2 4 3
Frw« 3 — 3 — 3 —
Seelow 7 — 4 3 6 1
Strausb. 10 — 5 5 7 ITTiJt - -- -
Ges. 66 1 50 15 55 |*RL3

1



VII

Da in der Vorherichtszeit keine Straftat wegen Beihilfe 
festgestellt wurde, wurde diese Rubrik nicht angeführt.

Die in der Berichtszeit angefallenen EV wurden wie folgt 
abgeschlossen:

a) Einstellungen nach § 158 (1) 1 in Verb, § 4 JGG
2 EV mit 4 Tätern 

§ 158 (1) 1 (§ 51) 2 EV mit 2 Tätern
§ 158 (1) 1 StPO 1 EV mit 1 Täter

b) Vorläufige Einstellungen nach § 159, 2 StPO
4 EV mit 4 Tätern

c) Abgabe an Org.d.gesell. Rechtspflege: keine

d) Abgabe an LIfS 4 EV mit 7 Tätern
e) Abgabe an StA mit Vor­

schlag § 35,2 JGG 1 EV mit 1 Täter 
Vorschi. § 164 StPO 1 EV mit 1 Täter

f) Abgabe an StA zur Anklageerhebung
30 EV mit 30 Tätern

g) Zur Seit noch in Bearbeitung
5 EV mit 7 Tätern

2. Außer 1 EV mit 3 Tätern, das von der Arbeitsrichtung
III bearbeitet wurde, wurden alle anderen EV von der 
Arbeitsrichtung II bearbeitet.
Die Begründung erfolgte im Abschnitt I, Punkt 2.

3. Beim Abschluß der genannten EV wurden nachfolgende 
Straftaten und Täter zusätzlich ermittelt:
a) Anzeigen bzw. EV gegen Unbekannt
b) latente Straftaten
c) Täter IKopie

| AR 3
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. al <0

Diebstähle 6 6 1
unberecht.Benutzen v.Kfz 3 - -
Betrug - 1 -
Urkundenfälschung - 1 -
VO üb.Verbreiten von Gekra - 1 1

Motive und Ursachen:

Ausgehend von der Tatsache, daß fast die Hälfte der Täter 
Jugendliche in Alter von 14 - 18 Jahren sind, konnte fest­
gestellt werden, daß besonders in dieser Gruppe eine star­
ke Orientierung nach Westdeutschland besteht. Der größte 
Teil ist Anhänger der Beatmusik und legt Wert auf die 
westliche Mode in der Bekleidung. In den Vernehmungen wird 
inner wieder zum Ausdruck gebracht, daß besonders Musik der 
UATO-Länder gehört und auch die Nachrichten dieser Sender 
verfolgt werden, um sich i5ihre'* Meinung bilden zu können.
Es besteht in diesen Personenkreis die Meinung, daß es sich 
in Y.rD viel leichter leben läßt und die "Freiheit” unbegrenzt 
ist. Dagegen hier nüsse man sich in Kollektiv unterordnen. 
Zwei Täter führten an, sie haben Nachrichten vernommen, in 
denen erklärt wurde, daß es Personen in Baun "L'iedersachsen“ 
gelungen sei, die Grenze ai öurchbrechen. Dies nahnen sie 
dann auch zu ihrer Entschlußfassung und der folgenden Ver­
suchshandlung zum Anlaß.
Diese Feststellungen lassen die Auswirkungen der Ideologi­
schen Diversion eindeutig erkennen.
Auch in der Altersgruppe 13 - 25 Jahre ist diese Meinung vor­
herrschend und eine stark westliche Orientierung erkennbar. 
Neben diesen Erscheinungen bestehen Erziehungsschwierigkei­
ten im Elternhaus, in der Berufsausbildung bzw. Arbeitsstelle 
und Ehestreitigkeiten, die zur Entschlußfassung und Durch­
führung der Straftat führen.
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Sine wesentliche Rolle spielt dabei der Alkoholgenuß, die 
Arbeitsbummelei und das Begehen strafbarer Handlungen,
Um dann allen Auseinandersetzungen, einer Einweisung in 
Arbeitserziehung, in einen JWH oder die Verbüßung einer 
Strafe, aus dem Wege zu gehen, wird ein Grenzdurchbruch 
als letzter Ausweg genommen.

Verbindungen nach Westdeutschland oder dem Ausland beste­
hen in den wenigsten Pällen. Obwohl verschiedentlich El­
ternteile der Beschuldigten in WD wohnhaft sind, besteht 
überwiegend eine lockere, teils gar keine Verbindung. In 
keinem Palle konnte eine Beeinflussung von dieser Stelle 
festgestellt werden.

Es gelang drei Tätern ein ungesetzliches Verlassen der DDR, 
um in (SD ein Eheverhältnis einzugehen. Es handelt sich da­
bei um Frauen, die Bürger der Bundesrepublik und in einem 
Falle einen Ausländer kennengelernt hatten.
Eine Ausreise erfolgte über die VR Rumänien, wogegen die 
zwei anderen nicht ermittelt werden konnten.

Wie bereits unter Abschnitt I angeführt, bestehen hinsicht­
lich bestimmter Orte, Betriebe oder Schulen keine Schwer­
punkte, wo sich derartige Straftaten konzentrieren. 
Lediglich im Kreis Seelow, im JWH Gorgast, ist zu verzeich­
nen, daß im Berichtszeitraum /Täter den Werkhof verließen, 
um die DDR zu verlassen. Dabei ist jedoch hervorzuheben, 
daß gegen 6 Täter das EV eingestellt werden mußte, weil 
die Voraussetzungen des § 4 JGG nicht gegeben waren.

5. Altersgruppen und Schwerpunkte innerhalb der Berufsgruppen
a) Altersgruppen

14 - 16_______ 18 - 25________ 25 - 40_______ über 40 Jahre
22 14 12 2
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b) 3 er ufsgruppen
Innerhalb der einzelnen Berufsgruppen konnten keine 
Schwerpunkte festgpstellt werden« Einzuschätzen ist, 
daß sehr als die Hälfte der Täter ohne erlernten Be­
ruf waren und als Arbeiter, Bauhilfsarbeiter, Land- und 
Transportarbeiter oder als Traktorist tätig sind oder 
eine andere, nicht qualifizierte Tätigkeit ausüben« 
Insgesamt 7 Täter waren zum Zeitpunkt der Tat ohne 
Arbeit und es war eine Arbeitserziehung vorgesehen«

Unter den 50 Tätern befanden sich:
1 Ingenieur (2, Ing« MS “î eipzig11)
1 Sängerin
1 Sekretärin
2 Matrosen (Hociiseef ischer)
1 Hilfsschwester

Alle anderen Täter waren als Produktionsarbeiter tätig, 
wobei eine Konzentration nicht vorhanden war«

Es hatten 12 Täter einen erlernten Beruf 
28 " keinen erlernten Beruf
2 " waren Schüler 

und 8 Lehrlinge

Passierscheine zum Betreten des Grenzgebietes, einschließ­
lich des Schutzstreifens besaß kein Täter.

Die durchschnittliche Bearbeitungszeit der EV, gerechnet 
vom Tage der Festnahme bzw. der Einleitung des EV beträgt
o Wochen. Diese Bearbeitungszeit ist viel zu lang.
Mit ei-e Ursache dieser langen 3earbeitungsseit ist die 
hohe Warxezeit auf solche Verfahren, wo eine psychiatrische 
Begutachtung erforderlich ist. In der Berichtszeit handelt 
es sich dabei um 4 Verfahren. Werden diese 4 Verfahren nich
berücksichtigt, so ergibt sich eine durchschnittliche 3e-
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arbeitungszeit der EV von 4,5 Wochen. Auch diese Seit 
entspricht noch nicht den Erfordernissen.

Dem Staatsanwalt des Bezirkes wurden Hinweise gegeben, 
sich dafür einzusetzen, daß die Begutachtung schneller 
vonstatten geht*

Eine weitere Ursache ist, daß die Verfahren noch nicht 
konzentriert von einer Stelle in Dez. II bearbeitet wer­
den.
Um die Bearbeitungsfrist weiter zu senken, muß von der 
Dienststelle, wo 1er Täter festgenommen wird, garantiert 
sein, daß der Dublikatvorgang unmittelbar an iie für 
die Bearbeitung zuständige Dienststelle übersandt wird.
Bei Eintreffen dieser Unterlagen hat sofort die Bearbei­
tu:.0 zu beginnen. Der unmittelbare Vorgesetzte muß darüber 
die Kontrolle ausüben.

Die Transportzeit beträgt im Durchschnitt 6 bis 16 Tage. 
Diese Seitspanne ist gerechtfertigt, zumal in den Kreisen, 
wo die Festnahme erfolgt, die Haftbeschwerdefrist abzuwar­
ten ist. Die Entfernungen spielen dabei ebenfalls eine 
Bolle.
Ungesetzliche Fristüberschreitungen gab es in der Berichts­
zeit nicht« Für alle Verfahren wurden entsprechende Frist­
verlängerungen vom zuständigen Staatsanwalt eingehclt.

8. Beispiele von besonderen Methoden der Vorbereitung oder ge-

berzannt geworden.
fährliehen Begehungsweisen sind in der 3erichtszeit nicht

9. Für die schnellere Bearbeitung der Verfahren wäre eine
Verkürzung der Transportzeit bedeutend. Dabei wäre zu prü­
fe-., ..eiche Möglichkeiten es in der beschleunigten Zusam­
menstellung und Beförderung gibt. Diese Frage müßte aller­
dings zentral gelöst werden.

AR 3
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Die liier eintreffenden Unterlagen, auch Originalvorgänge, 
enthalten lediglich überwiegend eine B.-Vernehmung zur 
Sache. Der Beschuldigte befindet sich aber mindestens 7 
Tage in der Haftanstalt der festnehmenden Dienststelle. 
Während dieser Zeit könnten weitere Vernehmungen zur Sache 
und auch ausführliche Vernehmungen zur Person durchgeführt 
werden. Auch dadurch würde sich die Bearbeitungsseit ver­
kürzen.

10. Wegen Verletzung der Grenzordnung wurden 2 EV mit 4 Tätern 
eingeleitet, und bearbeitet. Auch diese Verfahren wurden 
dem StA zur Anklageerhebung übergeben.
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Anlage Y

A b s c h r i f t

Berlin, den 25«04*67

Lieber Klaus!

» •

Ich glaube, es wird höchste Zeit, daß ich Dir aal schreibe* 
Aus seiner vorangegangenen Karte wirst Lu 3a ersehen haben, 
daß ich jetzt in Westberlin bin. Ja, wie .̂ange ich nun an 
besten an??
Im September lernte ich in Ost-Berlin einen jungen Mann ken­
nen, der mir sehr gut gefiel. Bu weißt ja, das kommt bei mir 
nicht oft vor* Leider stellte es sich heraus, daß er auch 
aus Westdeutschland ist. Für mich sollte es nur ein kleiner 
Flirt werden* Wie Bu siehst, hat es sich aber geändert. Er 
hedßt Siegfried E* . * , studiert in Westberlin Jura (noch 2 
Jahre) und kommt aus sehr gutem Hause* Seine Eltern wohnen 
in ̂ m ^ *  Sein Vater ist ■

 ̂ J/f Bas soll nicht heißten, daß ich mich da­
nach gerichtet habe. Ich habe ihn sehr gern und wir werden 
in ca. 2 Jahren heiraten. Seine Eltern kenne ich nur "tele­
fonisch"* Sie sind sehr nett.

Sun zur '’Plucht". Ber Entschluß kam von Siggi* Thm habe ich 
alles zu verdanken. Wie alles ging, kann ich Bir nicht 
schreiben, das wirst Bu 3a verstehen* Ich konnte leider 
nicht eher schreiben, denn ich hatte und habe hier mit den 
Behörden viele Schwierigkeiten. Denn so oft kommt ja niemand 
als Flüchtling aus der BB2* Ich bin jetzt nahe 4 Wochen im 
Lager und war fast jeden 2ag unterwegs zun "Verhör". Es war 
sehr anstrengend und aufregend, nir sind bald die Nerven 
durchgega rge n.
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Wenn nar; einen Paß haben will, muß man unbedingt durch das 
Lager* Ich hatte hier ein hübsches Zimmer für mich, Verpfle­
gung ist bis zum "Notaufnahmeverfahren" kostenlos. Einen gu­
ten Helfer habe ich ja in Siggi. Sr hat einen YY/ und fährt 
mich jeden Tag zu den bestimmten Stellen, wo ich dann wahn­
sinnig lange warten muß. Die bürokratischen Maschinen malen 
hier sehr langsam. Heute habe ich nun meinen Notaufnahaever­
trag bekommen. Mit diesem bekomme ich jetzt meinen Paß und 
habe auch einige Vergünstigungen. Morgen ganz früh fahren wir 
zum Arbeitslosenamt und dann zur Polizei. Für einige Zeit be­
komme ich Arbeitslosengeld, denn ich hatte ja jetzt viel Aus­
fall. Am 02.05. fange ich dann bei der Bank für Handel und 
Industrie als Bai: k kauf mann an. Und am 01.05« ziehe ich dann 
auch -um.
Meine neue Adresse ist ......

Ich habe ein hübsches möbl. Zimmer mit Zentralheizung, Bad- 
und Küchenbenutzurg (Preis DM 130,-). An die teuren Mieten 
muß man sich hier gewöhnen. Wohne direkt im Zentrum. Es ist 
eine Nebenstraße vom Kurfürstendamm. 10 Min. weiter ist auch 
die 3ank. Soweit kann ich zufrieden sein. Das erste halbe 
Jahr wird es für uns ziemlich schwer werden (finanziell). Ich 
konnte ja nichts mitnehmen und so muß ich mir hier jedes 
Stück kaufen. Siggi unterstützt mich so gut es geht. Seine 
Eltern schicken auch ab und zu mal was. Der Preis der Flucht 
ist such ziemlich hoch. Das ist auch ein Problem für sich. 
Aber das ist alles nicht so schlimm. Ich weiß wenigstens wo­
für ich es getan habe. Ich weiß auch, daß es mir in 3 - 4 
Jahrer. besser geht, dem ich habe ja den Siggi. Schade, daß 
Du iln _icht kerrerlerner wirst. Ir ist zwar ein Jahr jünger 
als ich, aber trotzdem mir weit überlegen. Auch ist es keine 
Schönheit wie der üvre aus Bremen. Er ist herzensgut und ver­
wehrt _ich sehr. Ich glaube, da2 ich rur endlich den richti­
ge- Mar.: gefurder habe. Dann bin ich nicht mehr so allein.
Ich hätte Dich und Elle . und Klein—Steffen sehr gem noch
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vorher besucht« Aber das war alles so plotzlicn« -Es tut 
air sehr weh, daß wir uns wenigstens in den ersten Jahren 
..icht Wiedersehen können«
Aber ich mußte mich entscheiden und ich glaube, ich wäre in 
Ost-Berlin nicht sehr glücklich geworden. Ich war schon su 
weit mit den Westen verwurzelt (allein schon durch Uwe)
(ein kleiner bitterer Nachgeschmack).

Heine Flucht wird wohl viel Staub aufgewirbelt haben? Hat 
sich die Polizei auch an Eich gewendet? Ich habe ja nun 
noch einige Sachen in P..« Ich weiß nicht, ob es beschlag­
nahmt wurde« Erkundige Dich doch einaal« Wenn nicht, schreibe 
an Frau L7««« Ich mußte ja alles stehen und liegen lassen.
So lieber Klaus, das war kurz das Wichtigste, was Du wissen 
mußt« Soweit habe ich mich hier schon ganz gut eingelebt.
Es ist lange nicht alles Gold was glänzt. Hier muß auch jeder 
gut arbeiten, damit man zu seinem Geld kommt« Zum Einkäufen 
ist es herrlich. Lla*. bekommt auch billig ganz gute Sachen« 
Dann muß man eben in die großen Warenhäuser gehen« Wahnsinnig 
viel Autos. Daß hier nicht mehr Yerkehrsunfälle passieren ist 
ein Wunder. Ich soll im nächsten Jahr auch die Fahrerlaubnis 
machen, das ^ird bestimmt ein Fiasko«

Siggi hat mir schon sehr viel von Westberlin gezeigt. Zum 
Wochenende fahren wir immer in den Grunewald hinaus« Auch an 
der 3...straße 11 sind wir schon oft vorbeigekommen. Ich bin 
mir nicht im klaren, ob ich die W..« mal besuche« Lust habe 
ich keine« Höchte aber die Grabstelle von Vati ergründen, da­
mit da endlich einmal etwas getan wird. Tante Priedel kommt 
3a auch oald nacn Westberlin« Wir werden uns dann bestimmt 
Neffen« Da muß ich auch noch einen ausführlichen.Brief hin­
schreiben. Aber wann? Abends bin ich immer todmüde.
Siggi ist halte zu einem Convent vom Studentenbund. Er ist 
in einer schlagenden Verbindung (Landsmannschaft) und da hat 
er auch seine Verpflichtungen. Seine "Bundesbrüder" kenne ich
scnon fast alle. Sie sind alle sehr nett. ____
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Die meisten sind verlobt oder haben auch eine feste Freundin. 
Wir machen zusammen Fährten und kegeln usw. Das ist eine 
richtige dufte Truppe und da fühle ich mich wohl. Donnerstag 
hat ein Bundesbruder Polterabend. Da sind wir eingeladen. Der 
Yater hat eine Konservenfabrik. Du kannst Dir vorstellen, wie 
es da hochhergeht. Heute waren wir zu einer Modenschau am 
Funkturn. Das sind so die freudigen Seiten. Morgen geht das 
Warten bei den Behörden wieder los. Aber das hat auch bald 
ein Ende.
Im Betrieb muß ich dann auch die Ohren steifhalten. 2 Jahre, 
bis Siggi sein Studium beendet hat, werden wir noch in Berlin 
bleiben. Dann geht es ab nach '.Yestdeutschland. Das hat alles 
sehr viel Nerven gekostet.
Ich hoffe, Du und Ellen habt Euch nicht soviel Sorgen gemacht« 
Es war trotzdem für mich ein schwerer Entschluß. Manchmal 
denke Ich, es war doch besser, daß ich Euch vorher nichts ge­
sagt habe. Sonst wäre der Abschied schwergefallen.
Also, Onkel wirst Du nicht, lieber Klaus. Das ist noch nicht 
eingeplant - tci, toi, toi.
wie geht es Dir, liebe Ellen. Ich hoffe, Du bist aus dem Kran­
kenhaus wieder raus. Ich wünsche Dir gute Besserung. Und wie 
gehts unserem Steffen-Matzl? Iran kann er seine Tante nur noch 
auf Bildern sehen.
Schickt mir doch mal Bilder von Euch allen.
Siggi mochte Euch auch kenaenlernen. Wir machen in nächsten 
Monat auch Bilder, wenn das '.Vetter besser ist.

So Ihr Lieben, das war es für heute. Mit Päckchen schicken 
wird wohl «jetzt noch nichts werden, denn ich bin ziemlich 
knapp. Aber sowie es bergauf geht, dann gehts los.

Viele Grüße von 
Eurer Bärbel

Tante LI ly wird vor Staunen auf den Bauch fallen,/--— -



In der Tätigkeit des Dezernates II gibt es noch genügend 
Reserven, um weitere, für die politisch-operative Arbeit 
des MfS wichtige Informationen zu erhalten, wie das aus 
dem Gesagten bereits ersichtlich ist.

Es ist darauf einzuwirken, daß vor allem die direkte Arbeit 
mit dem Beschuldigten verbessert wird, da hierin die wich­
tigste Quelle für Informationen zu sehen ist. Die Praxis 
zeigt, daß fast in allen Pällen nur insgesamt etwa 10 Stun­
den mit dem Beschuldigten gearbeitet und die andere Zeit 
für sogenannte Ermittlungen, die oftmals nutzlos sind, auf­
gewandt wird. Diese Relation zu verändern, muß Ziel der ge­
samten Erziehungsarbeit durch den Dezernatsleiter sein.

Den Mitarbeitern des Dezernates II, die ungesetzliche Grenz­
übertritte bearbeite::, ist anzuerziehen, daß ein Verfahren 
erst dann als abgeschlossen zu betrachten ist, wenn alle 
Möglichkeiten der Auswertung ausgeschöpft sind. Deshalb muß 
auf die Untersuchungsplanung dahingehend Einfluß genommen 
werden, daß die Probleme der Auswertung darin einfließen.

Dazu ist erforderlich, mit Hilfe der Abteilung IX auf der 
Grundlage des Befehls 10/65 des Genossen Minister und der 
dazu erlassenen Durchführungsanweisung Hr. 1 mit vorhande­
nen Materialien die Mitarbeiter zu schulen. Vor allem muß 
das Mittel des Erfahrungsaustausches noch mehr praktiziert 
werden, weil das praktische Beispiel am besten überzeugt.
Die Sachbearbeiter des Dezernates II sind so zu erziehen, 
daß sie die im Vorgang möglichen Probleme erkennen. Um auch 
hier das Gesetz der Ökonomie der Zeit wirksam werden zu las­
sen, sollte von dem Mittel des Schreibenlasseiis von Beschul­
digten mehr Gebrauch gemacht werden. Dort, wo eine solche 
Methode aus taktischen Erwägungen nicht anwendbar ist, sollte
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das Material auf Tonband gespeichert werden. Es läßt sich 
in diesem Palle das Band direkt austauschen und das schrift­
liche Abfassen der Informationen kann dort erfolgen, wo sie 
verarbeitet wird. Der weitere Vorteil liegt darin, daß die 
Information dann so abgefaßt werden kann, daß sie nur das 
wesentlichste enthält.

Die bisher an das MfS gegebenen und für die politisch-ope­
rative Arbeit wertvollen Materialien wurden entsprechend des 
im Bezirk festgelegten Informationsweges verfolgt und dabei

Das gelieferte Material führt in federn Palle bei der

bzw. ging in die bereits bestehenden mit ein. Es würde 
den Hegeln der Konspiration widersprechen, hier im ein­
zelnen darzulegen, in welchem Vorgang dies der Pall war 
oder wer dieses bearbeitet.
Damit ist aber auch bewiesen, daß der Informationsweg 
über den Leiter der Abteilung IX - und in den unter­
suchten Pällen weiter über den Stellvertreter des Lei­
ters der Bezirksverwaltung zur operativen Abteilung -

gebenden Aufgaben mit der HA XX/5 abstimmen und ihre 
Erledigung mit der zuständigen Kreisdienststelle orga­
nisieren.

Der Informationsfluß zur Abteilung VII-RGS und XX/5 
wird jedoch in den Pällen unterbrochen, wo Vernehmungen 
über Verbindungen zu Personen in Westberlin und West­
deutschland von cier Abteilung IX an die AIG und von 
dort aus direkt zum Auswerter der Kreisdienststellen 
übergeben werden.
In diesen pällen ist die anleitende Abteilung der Be­
zirksverwaltung ausgeschaltet. Auf diese Art ka

Abteilung XX/5 zur Anlegung von operativen Vorgängen

richtig ist. In diesen Pällen konnte die Abteilung XX/5 
der Bezirksverwaltung die sich aus den Materialien er-
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Informationsverlust eintreten, der eine erfolgreichere 
politisch-operative Arbeit für längere Zeit verhindern 
kann* Deshalb muß durchgesetzt werden, daß alle diese 
Informationen über die operative Abteilung der Bezirk­
verwaltung an die Kreisdienststelle geleitet werden,
Kur so ist eine exakte Kontrolle gewährleistet. Zum an­
deren wurde festgestellt, daß der Rückfluß an Informa­
tionen bis zum Dezernat II nicht gewährleistet ist.

Bei der Bearbeitung des Verfahrens gegen 
wegen vollendeter Grenzverletzung hatte das Dezernat
II mit den im Gebiet der Republik verbliebenen Ange­
hörigen Zeugenvernehmungen zum Motiv und Vorgehen bei der 
Grenzverletzung durchgeführt. In diesen Vernehmungen wurde 
aber nicht darauf eingegangen, wo sich diese Angehörigen, 
bei denen es sich um Bentner handelt, in den letzten Tagen 
vor der Vernehmung aufgehalten hatten. Es war auch nicht 
geprüft worden, ob sie zu dieser Zeit eine Bentnerreise 
durchgeführt hatten«
Durch Überprüfungen des MfS, Abteilung XX/5, wurde festge- 
stellt, daß die Angehörigen zu der Zeit, als sie vom Dezer­
nat II als Zeugen vernommen wurden, eine Bentnerreise nach 
7/estberlin durchgeführt hatten, und sie von dort aus nach 
London geflogen waren, wo sich die nach dem Ver­
lassen des Gebietes der DDB aufhielt.
In den Vernehmungen hatten die Angehörigen nichts über den 
Weg des ungesetzlicher. Grenzübertritts und das Motiv der 
Tat ausgesagt. Klar liegt hier auf der Hand, daß sie sich 
einmal selbst schuldig und zum anderen falsche Angaben ge­
macht haben.

Dieses Beispiel zeigt das routinehafte Vernehmen der Ange­
hörigen ei-es Grenzverletzers.
Das Beispiel wurde, da es keinen Infcrmationsrückfluß gibt,
nur im Zusammenhang mit den geführten Untersuchungen-zur
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vorliegenden Arbeit bekannt und konnte deshalb nicht vor­
her als negatives Beispiel der Arbeit ausgewertet werden.

IV
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Analytische Arbeit im Dezernat II

A n l a g e  YII

Auf der 25« Sitzung des Staatsrates vom 15«04.1966 sagte 
Genosse Minister Mielke:

"In den staatlichen Rechtspflegeorganen muß 
ein höheres Niveau der analytischen Arbeit 
erreicht werden. ’1

Diese Forderung ist u.a. im Befehl 299/65 und im Befehl 
10/66 konkretisiert und für die Organe des MfS angewie­
sen. Sie ergibt sich für die Organe des MdI aus der bereits 
angeführten "Gemeinsamen Anweisung über die Bekämpfung von 
Angriffen gegen die Staatsgrenze der DDfi" vom 01.07.1965, 
worin es heißt:

"Grundlage für die Erhöhung der Wirksamkeit ... 
ist die analytische Arbeit. Sie hat in drei 
Richtungen zu erfolgen ..."

Die Erfüllung der darin formulierten Aufgaben obliegt im 
wesentlichen den Dezernaten II, da die ungesetzlichen Grenz 
Übertritte nur von ihnen bearbeitet werden, soweit nicht ei 
ne Bearbeitung durch die Abteilung IX erfolgt. Gerade dort 
kann auch mit der größten Sachkenntnis analysiert und im Er 
gebnis derselben rückwirkend auf die Verbesserung der Quali 
tät der Untersuchungsverfahren sowie vorbeugend Einfluß ge­
nommen v;erde...
Auch im Befehl 22/64 des hiristers des Irrem wird die wis­
senschaftliche analytische Tätigkeit der Abteilung X ange­
wiesen. Es ist darin festgeleg;, laß speziell das DGzernat
II der Abteilung X für die 0esr~te analytische Arbeit veran

1 ~ Q*h i ̂ “3 * __
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Für die anderen Dezernate wurde zur Durchführung analyti- 
scher Aufgaben darin nichts besonders ermähnt« Daraus 
schlußfolgernd wurde die Interpretation des Befehls so vor­
genommen, daß alle anderen Dezernate keine analytische Ar­
beit au leisten haben, sie höchstens hin und wieder in Ana­
lysen Material zuarbeiten sollen« Sine solche Tendenz ist 
in den meisten Abteilungen K der 3ezirke noch vorhanden«

Als völlig richtig wird erachtet, daß die Ergebnisse der 
analytischen Tätigkeit - etwa auf der Basis der AIG - an 
einer Stelle zusammenfließen. Sich gegenwärtig auf die Er­
gebnisse der Datenverarbeitung der Hauptabteilung K allein 
au stützen ist falsch und wird den Forderungen der Partei 
nicht gerecht. Ursachen und Bedingungen der Straftat, Moti­
ve der Täter, sozial-ökonomische Konzentrationen, Angriffs­
schwerpunkte u.ä« wichtige Faktoren, die gerade bei der Ana- 
lysierung ungesetzlicher Grenzübertritte von Bedeutung sind, 
werden gegenwärtig noch nicht programmiert und können auch 
nur sehr schwer in Programm der Datenverarbeitung erfaßt 
werden« Solange dazu die Voraussetzungen fehlen, sind wir 
gezwungen, die Datenverarbeitung mit anderen Hilfsmitteln 
(Kerbkarten u.ä«) zu kombinieren und manche Aufgabe manuell 
zu lösen«

In Erkenntnis der Wichtigkeit der analytischen Tätigkeit 
auf der Gr'indlage des Befehls 299/65 des Ministers für 
Staatssicherheit wurde im Dezernat II 'unseres Bezirkes ein 
Mitarbeiter für analytische Aufgaben eingesetzt« Um auch auf 
diesem Gebiet den Aufgaben -gerecht zu werden und den für die 
politisch—operative Arbeit des MfS notwendigen Wetzeffekt zu 
erzielen, ist es erforderlich, den organisatorischen Aufbau 
für die analytische Tätigkeit analog dem des MfS vorzunehmen. 
Die analytische Tätigkeit muß auf der Basis des Befehls 299/ 
65 des Ministers für Staatssicherheit unter Beachtung der 
spezifischen Probleme der DYP vorgenommen werden«
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Bereits nach kurzer Seit dieser Tätigkeit zeigt sich, daß 
es notwendig ist, mit der Erfüllung dieser Aufgaben im De­
zernat II eine Gruppe von Mitarbeitern einzusetzen.

Hat die Abteilung IX oder die AIG eine bestimmte Ana­
lyse zu erarbeiten, so können die entsprechenden Schwer­
punkte dem Leiter des Dezernates II gegeben werden, der dann 
die entsprechende Zuarbeit leisten läßt. Um aber gleichzei­
tig auch einen Nutzeffekt dieser Arbeit für das MdI zu be­
weisen, ist es richtig, die gefertigte Analyse oder Teilana­
lyse auch dem Leiter der Abteilung K zur allgemeinen Verwen­
dung zu übergeben bzw, bestimmte Prägen nur für die DVP zu 
erarbeiten und diese Materialien dem MfS nur zur Kenntnis zu 
geben.

Da der für diese Aufgaben eingesetzte Mitarbeiter zeitmäßig 
nicht in der Lage ist, alle analytischr-wichtigen Probleme zu 
untersuchen, wurde er bisher nur mit der Analysierung von un­
gesetzlichen Grenzübertritten beauftragt,
Xachdem die ersten Materialien ohne exakte Erfassungsgrund­
lage mühselig zusammengetragen worden waren und das Produkt 
mit all seinen Fehlern und Schwächen (es fehlte auf Grund 
des wenigen Materials vor allem die Tiefgründigkeit) vorlag, 
wurde es auch von der Führung der DVP im Bezirk als sehr gut 
eingeschätzt. Obwohl es gegen den Strukturplan der Abteilung 
K - Dezernat II - ist, wurde eine Planstelle für den Mitar­
beiter für analytische Aufgaben aus der Reserve des Chefs 
der 3DVP zur Verfügung gestellt. Derzeitig wenden sich alle 
Dienstbereiche der 3DVP a:: das Dezernat II, da sie von dort 
das konkreteste analytische Material erhalten.
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Sin direktes Zusammenwirken der Dezernate und Kommissariate
II - soweit diese noch außerhalb der Bezirksstadt existie­
ren - mit den operativen Diensteinheiten des MfS, insbeson­
dere den Kreisdienststellen, zur Übergabe von Informationen 
wird abgelehnt. Die Kommissariate II sind für 4 - 5  Kreise 
zuständig und müßten in diesem Palle mit ebensoviel Kreis­
dienststellen Zusammenarbeiten. Damit käme kein Auswertungs­
material in die Dezernate II und der Leiter sowie die Be­
zirks Verwaltung für Staatssicherheit hätten keine Kontrolle 
über das im Kreis übergebene Material.
Zum anderen wird der Standpunkt vertreten, daß es nicht in 
jeden Palle erforderlich ist, daß der Angehörige der Abtei­
lung K weiß, daß dieses oder «ienes Material für das MfS von 
Interesse ist.
Der Leiter des Dezernates II kann entsprechend der Wichtig­
keit bestimmtes Material an das Dezernat I der Abteilung K 
geben oder auch Materialien, die nicht konspirativen Charak­
ter tragen, über den Leiter der Abteilung K an die Abteilung 
VII weiterleiten lassen,- um den Leiter der Abteilung K nicht 
zu übergehen und ihm die Möglichkeit zu geben, sein gutes 
Verhältnis zum MfS mit der Übergabe von Material beweisen zu 
können.
Es wurde die Erfahrung gesammelt, daß bei den leitenden Offi­
zieren der DYP großes Interesse daran besteht, zu erfahren 
vreiche Materialien dem MfS zugearbeitet werden oder welche 
gegenseitigen Informationen erfolgen.

Positiv wirkt sich auf die Festigung des Vertrauensverhält­
nisses aus, daß in den Pällen, in denen eine Information vom 
Arbeitsgebiet II kam und die später ein entsprechendes Ergeb­
nis zeigte, eine offizielle Information über den operativen 
Erfolg an die VP-Püiiruug gegeben wird*

A n l a g e  VIII
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Die allgemeinen Informationen, die zwar für die analyti­
sche Tätigkeit wichtig sind, aber keine sofortigen Maß­
nahmen erforderlich machen, sollten über die Auswerter 
der Abteilung IX zur AIG und dann zur entsprechenden 
Diensteinheit geleitet werden. Dieser bisherige Informa­
tionsfluß ist jedoch nicht kontinuierlich. In der AIG wird 
für die Auswertung eine längere Zeit benötigt. Dann wird 
diese Information an die zuständige Kreisdienststelle wei­
tergeleitet, wo sie verbleibt. Die Abteilung VTI/HGS bzw. 
die Abteilung XX/5 erhält von dieser Information keine 
Kenntnis. Deshalb müßte hier der Informationsweg verändert 
werden.
Die AIG ist nicht in der Lage, alles selbst entsprechend 
dem Befehl 299/65 des Ministers für Staatssicherheit auszu— 
werten. Die Information müßte von der Abteilung IX an den 
Auswerter der zuständigen operativen Abteilung der Bezirks­
verwaltung geleitet werden. Dort muß die Auswertung, auch 
mit der Anfertigung der Kerbkarte für die AIG, erfolgen. 
Dann muß die Information an den Auswerter der Kreisdienst­
stelle und die Karte an die AIG gehen.
Es wird damit erreicht, daß beide Diensteinheiten Kenntnis 
haben und die Diensteinheiten in der Lage sind, eine ent­
sprechende Anleitung und Kontrolle vorzunehmen.
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A n l a g e  IX 

A b s c h r i f t  

An alle
operativen Diensteinheiten 
der BezirksVerwaltung für 
Staatssicherheit Frankfurt (0)

Abt ./KD....................

Zusammenarbeit des UfS nit den Dezernat 1̂  der Abteilung 
K der BDVP Frankfurt (0)

Zur Durchsetzung einer zielstrebigen Feind- und Kriminali­
tät sbekänpfung, einer exakteren Erforschung der Entwick­
lungstendenzen, Ursachen und begünstigenden Bedingungen 
von Straftaten und der Verwirklichung des Prinzips der 
Einheitlichkeit der Vertretung des Ministeriums für Staats­
sicherheit im Dezernat II der Abteilung K, BDVP Frankfurt
(0), ist die Abteilung IX der BV Frankfurt (0) voll ver­
antwortlich für die unmittelbare Zusammenarbeit mit dem De­
zernat II der Abteilung K.

Entsprechend einer getroffenen Vereinbarung wird von der Ab­
teilung IX ein Mitarbeiter eingesetzt, der die Verbindung 
zun Dezernat II hält.

Bei vorgesehenen Vernehmungen oder Befragungen von im Dezer­
nat II einsitzenden Personen zur Klärung operativer Belange 
durch Mitarbeiter operativer Diensteinheiten sind die zu 
klärenden Komplexe schriftlich über den Leiter der BV bzw. 
den zuständigen Stellvertreter Operativ der Abteilung IX



II

zuzoleiten. Damit die Untersuchungsbelange des Dezernates II 
Berücksichtigung finden können, werden derartige Vernehmun­
gen durch den zuständigen Mitarbeiter der Abteilung IX bzw. 
nach Rücksprache zwischen dem Leiter der Abteilung IX und 
dem Leiter des Dezernates II in eigener Zuständigkeit ge­
klärt.

Ermittlungsverfahren, die bei der Deutschen Volkspolizei 
und der Staatsanwaltschaft anhängig sind und noch nicht ab­
geschlossen wurden und von Diensteinheiten aus operativen 
Gründen zwecks Einsichtnahme benötigt werden, sind grund­
sätzlich über den Leiter der Abteilung IX anzufordern.

Die Zusammenarbeit mit dem Dezernat I der Abteilung E, BDVr 
Frankfurt (0), wird entsprechend den bisherigen Weisungen 
von der Abteilung VII der 3V Frankfurt (0) durchgefÜhrt.
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Durch die Organe der DVT werden nach Prüfung der Anzeige 
und der Bestätigung des dringenden Tatverdachtes Ermitt- 
lungsverfahren gegen Personen eingeleitet und Verhaftun­
gen durchgeführt, ohne dai3 eine vorherige Überprüfung der 
Verdächtigen auf P 10 erfolgt. Lediglich für das Dezernat
I der Abteilung K besteht diese Überprüfungspflicht beim 
Anlegen einer Kriminalakte. Durch diese Methode können be-

^  stimmte Interessen des MfS nicht gewahrt oder operative
Materialien gefährdet werden.

Um auf diesen Gebiet die Interessen des MfS allseitig wahr­
zunehmen, wurde im Dezernat II festgelegt, daß alle Perso­
nen, gegen die vom VPKA ein E-Verfahren eingeleitet wurde 
und die das Dezernat II zur weiteren Bearbeitung übernimmt, 
eine ?A 10 Überprüfung durch die Abteilung IX erfolgt.

Beabsichtigt das Dezernat II selbst die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens gegen einen zusätzlichen Beschuldig­
ten, dann hat der Kommissariatsleiter die Personalien dem 

£  Sekretariat des Leiters des Dezernates II zu geben, wo täg­
lich eine entsprechende Meldung angefertigt wird, die die 
für den Suchzettel erforderlichen Angaben enthält. Diese 
Meldung geht unverzüglich an die Abteilung IX, von wo die 
Panküberprüfung eingeleitet wird. Erst nach Mitteilung des 
Ergebnisses darf eingeleitet werden. Auf dieser Meldung 
wurde das Delikt zusätzlich aufgenommen, um gleich bestimm­
te Hinweise in der Hand zu haben.

Mit der Überprüfung wird erreicht, daß die Diensteinheit, 
für aie die Person evtl. einliegt, bereits von Anfang an 
eingeschaltet wird und die Abteilung IX sowie das Dezernat
II deren Interessen vralnn.eiirien and die richtigen Entschei— 
düngen tretzen nan...

A n l a g e  X

>

/
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?lir den Pall, daß gegen den Beschuldigten Material anliegt, 
fordert der Verbindungsoffizier der Abteilung IX dasselbe 
an, arbeitet es durch und berät mit dem Leiter der Abtei­
lung IX und evtl. dem Dezernatsleiter II, was auf Grund 
desselben zu veranlassen ist. Br organisiert notwendige di­
rekte Absprachen mit den operativen Mitarbeitern, so daß 
die Interessen des MfS allseitig und mit dem größten .Nutz­
effekt wahrgenommen werden.

Kopie BStÜ
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Darstellung des Irdörnationsweges vom Desemat II 
der Bezirksbehcrde der Deutschen Volkspolizei zur 
Bezirksverwaltung des Ministeriums für Staats­
sicherheit________________________
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